
Herrn
Markus Lindner
Robert-Koch-Str. 58

90766 Fürth

Kontaktadresse

Konzept und Verantwortung Versicherungs-
makler GmbH
Karlstr. 99
89073 Ulm

Telefon: (0731) 27703-0
Mobil:
Fax: (0731) 27703-33
info@KuV.de

3. November 2008

Berufsunfähigkeitsversicherung - individuelle Informationen für Sie

Sehr geehrter Herr Lindner,

Sie haben Interesse an einer Berufsunfähigkeitsversicherung gezeigt. Gemäß Ihrer persönlichen Angaben und
Wünsche haben wir Ihnen hierzu passende individuelle Informationen zusammengestellt. Diese Unterlagen helfen
Ihnen dabei, selbst einzuschätzen, welche Möglichkeiten und Chancen Ihnen eine Berufsunfähigkeitsversicherung
bei einem leistungsstarken Versicherer bietet.

Sie haben noch Fragen? Und finden keine Antwort in unserem Informationsmaterial? Wenden Sie sich an uns - wir
freuen uns, wenn wir Ihnen weiterhelfen können.

Mit freundlichen Grüßen

Konzept und Verantwortung Versicherungsmakler GmbH



 



Produktinformationsblatt
Selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung Golden SBUM pro (7)
als Privatversicherung

Dieses Produktinformationsblatt soll Ihnen als Versicherungsnehmer/in einen Überblick über die wesentlichen Merk-
male des angebotenen Vertrags verschaffen. Bitte beachten Sie, dass die hier gegebenen Informationen daher
nicht abschließend sind. Die vollständigen Informationen zu dem angebotenen Vertrag entnehmen Sie bitte den
beiliegenden Unterlagen.

1. Art des angebotenen Versicherungsvertrages

Bei dem angebotenen Vertrag handelt es sich um eine selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung.

2. Durch den Vertrag versichertes Risiko

Versichertes Risiko ist die Berufsunfähigkeit. Wird die versicherte Person während der Dauer dieses Vertrages zu
mindestens 50% berufsunfähig oder pflegebedürftig, so haben Sie für die Dauer der Berufsunfähigkeit oder Pflegebe-
dürftigkeit keine weiteren Beiträge zu zahlen. Zusätzlich erhalten Sie von uns eine monatliche Rente ausgezahlt.

Kann die versicherte Person beispielsweise wegen eines Bandscheibenvorfalles voraussichtlich ihren Beruf für sechs
Monate oder länger nicht mehr ausüben, erhalten Sie die Leistungen aus Ihrer Berufsunfähigkeitsversicherung. Maß-
gebend ist das Tätigkeitsbild, wie es zuletzt in gesunden Tagen ausgeübt wurde.

Eine detaillierte Darstellung des durch den angebotenen Vertrag versicherten Risikos finden Sie unter den Überschrif-
ten "Was ist versichert?" und "Was ist Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen?" in Ihren Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen.
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3. Zu entrichtende Beiträge, Folgen unterbliebener oder verspäteter Zahlung, Kosten

Versicherte Person: männlich, geboren am: 29.05.1974, Beruf: Dipl.-Ingenieur/in Mechatronik;

Hauptversicherung:
Tarif: Golden SBUM pro; Versicherungstyp: Privatversicherung; Versicherungsbeginn: 01.02.2009; Versicherungs-
dauer: 30 Jahre; Beitragszahlungsdauer: 30 Jahre; Beitragszahlungsweise: jährlich; Leistungsdauer: 30 Jahre; BU-
Rentenzahlungsweise: monatlich; garantierte BU-Jahresrente: 24.000,00 €; Überschussverwendungssystem: voll-
ständige Beitragsverrechnung; Dynamikmodell: jährliche Steigerung um 5% des Vorjahresbeitrages

jährlicher Brutto-

beitrag

jährlicher Zahlbei-

trag *)
Beitragszahlungsdauer erstmals bis Endalter

Selbstständige Berufsunfähig-

keitsversicherung
1.675,35 € 968,35 € 30 Jahre 01.02.2009 65 Jahre

Die Beiträge sind jeweils fällig zum 01.02. eines jeden Versicherungsjahres.

Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir - solange die Zahlung nicht bewirkt
ist - vom Vertrag zurücktreten; ist der erste oder einmalige Beitrag bei Eintritt des Versicherungsfalles noch nicht
gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, so erhalten Sie eine Mahnung, in der wir Ihnen eine Zahlungsfrist von
mindestens zwei Wochen setzen. Begleichen Sie den Rückstand nicht innerhalb der gesetzten Frist, entfällt oder ver-
mindert sich Ihr Versicherungsschutz. Auf die Rechtsfolgen werden wir Sie in der Mahnung ausdrücklich hinweisen.

Detaillierte Angaben zu den Folgen unterbliebener oder verspäteter Zahlung finden Sie in den beigefügten Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen unter "Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?"

In diesem Vertrag sind Kosten z.B. für Kundenbetreuung/-Service, Marketing, Vertriebsunterstützung, Risikoprüfung,
Beratung, sowie laufende Vertragsverwaltung eingerechnet, die im kalkulierten Bruttobeitrag von jährlich 1.675,35 €
bereits enthalten sind. Sie bestehen aus einem einmaligen Betrag von 3,73 % der Bruttobeitragssumme, dies ent-
spricht 1.876,80 €, sowie folgenden weiteren Beträgen: Golden SBUM pro: jährlich 204,63 € für eine Laufzeit von 30
Jahren.

Diese Wertangaben basieren auf einer vorsichtigen Kalkulation, zu der wir nach §11 VAG gesetzlich verpflichtet sind,
und sind daher in der Regel höher als die tatsächlich entstehenden Kosten. Im Rahmen der Überschussbeteiligung
werden Sie an den dadurch entstehenden Überschüssen angemessen beteiligt.

Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, kön-
nen wir die in solchen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten, die nicht bereits im Beitrag einkalkuliert sind, als
pauschalen Abgeltungsbetrag bzw. die konkret entstehenden Kosten gesondert in Rechnung stellen. Als pauschale
Abgeltung legen wir derzeit folgende Beträge zugrunde (Stand 1.7.2008; eine aktuelle Kostentabelle können Sie
jederzeit bei uns anfordern): Ausstellen einer Ersatzurkunde 10,00 €, Ausscheiden aus einem bzw. Aufnahme in
einen Gruppenversicherungsvertrag 15,00 €, Umwandlung zur Erlangung eines Pfändungsschutzes, Summenerhö-
hung, Daueränderung des Vertrags, Schließen einer Beitragslücke, Tarifänderung oder Änderung des Versicherungs-
nehmers jeweils 100,00 € (Änderungen des Versicherungsnehmers aus familien-, erb- oder arbeitsrechtlichen Grün-
den sind kostenfrei).

Ausführliche Informationen zu den Kosten finden Sie in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter "Wie wer-
den die Abschluss- und Vertriebskosten erhoben und ausgeglichen?" sowie unter "Welche Kosten stellen wir Ihnen
gesondert in Rechnung?".
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4. Leistungsausschlüsse

Berufsunfähigkeits-Versicherung:
Grundsätzlich genießt die versicherte Person Versicherungsschutz unabhängig von der Ursache Ihrer Berufsunfähig-
keit. Lediglich bei ganz besonderen Ursachen kann die Leistung eingeschränkt sein: Dies gilt beispielsweise bei
Berufsunfähigkeit aufgrund von kriegerischen Ereignissen, vorsätzlicher Ausführung oder Versuch einer Straftat,
absichtlicher Herbeiführung von Krankheit oder versuchter Selbsttötung.

Die Darstellung ist nicht abschließend. Detaillierte Angaben zu Ausschlüssen und Einschränkungen unseres Versi-
cherungsschutzes finden Sie in den beigefügten Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter "In welchen Fällen ist
der Versicherungsschutz ausgeschlossen?".

5. Obliegenheiten bei Vertragsabschluss und Rechtsfolgen bei Nichtbeachtung

Die in Textform abgefragten Daten über die versicherte Person (insbesondere Alter und Geschlecht, soweit abgefragt
auch Gesundheitsdaten) sind wahrheitsgemäß zu beantworten. Erlangen wir später Kenntnis von unrichtigen oder
unvollständigen Angaben, können wir unter Umständen - auch noch nach längerer Zeit - vom Vertrag zurücktreten,
oder diesen anfechten. Das kann sogar zur Folge haben, dass wir keine Versicherungsleistungen erbringen müssen.

Weitergehende Hinweise zu den Obliegenheiten bei Vertragsschluss finden Sie in den Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen unter "Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?".

6. Obliegenheiten während der Vertragslaufzeit und Rechtsfolgen bei Nichtbeachtung

Wir bitten Sie, uns Änderungen Ihres Namens, Ihrer Postanschrift oder Ihrer Bankverbindung unverzüglich mitzutei-
len. Andernfalls kann der reibungslose Vertragsablauf beeinträchtigt werden, und es können Ihnen unter Umständen
Nachteile entstehen. Einzelheiten hierzu finden Sie in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter "Was gilt
bei Änderung Ihrer Postanschrift und Ihres Namens?".

7. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles und Rechtsfolgen bei
Nichtbeachtung

Im Falle einer Berufsunfähigkeit benötigen wir die zur Prüfung notwendigen Unterlagen, insbesondere z.B. Arztbe-
richte und Informationen über den zuletzt ausgeübten Beruf. Ggf. muss sich die versicherte Person auch von weiteren
Ärzten untersuchen lassen. Solange diese Mitwirkungspflichten nicht erfüllt werden, können wir keine Leistungen
erbringen. Verletzen Sie oder die versicherte Person diese Mitwirkungspflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig, kann
es passieren, dass Sie für eine Zeit, in der möglicherweise Berufsunfähigkeit bestanden hat, keine oder nur vermin-
derte Leistungen erhalten.

Während der Dauer der Berufsunfähigkeit müssen Sie uns eine Minderung des Grades der Berufsunfähigkeit oder die
Wiederaufnahme bzw. Änderung der beruflichen Tätigkeit anzeigen. Wird diese Mitwirkungspflicht vorsätzlich oder
grob fahrlässig verletzt, können wir unter Umständen allein schon deswegen unsere Leistungen kürzen bzw. einstel-
len oder sogar bereits erbrachte Leistungen zurückfordern.
Diese Aufstellung ist nicht abschließend. Detaillierte Angaben hierzu finden Sie in den Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen unter "Welche Mitwirkungspflichten (Obliegenheiten) sind zu beachten, wenn Leistungen wegen Berufsun-
fähigkeit verlangt werden?", "Was gilt für die Nachprüfung der Berufsunfähigkeit?" und "Was gilt bei Verletzung der
Mitwirkungspflichten (§§ 11,13) nach Eintritt der Berufsunfähigkeit?".
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8. Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

Vertragslaufzeit
Versicherungsschutz/dauer

Beginn Ende Dauer

Golden SBUM pro 01.02.2009 31.01.2039 30 Jahre

Die Leistungsdauer der Berufsunfähigkeitsversicherung endet spätestens am 31.01.2039.

Bitte beachten Sie die Hinweise zum Beginn Ihres Versicherungsschutzes in den Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen unter "Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?".

9. Möglichkeiten einer Beendigung des Vertrages

Sie können den Vertrag jederzeit zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres vorzeitig beenden. Zahlen Sie Ihre
Jahresbeiträge in Raten (monatlich, viertel- oder halbjährlich), so können Sie auch innerhalb des Versicherungsjahres
mit einer Frist von einem Monat zum Ende jedes Ratenzahlungsabschnitts kündigen, frühestens aber nach Ablauf
eines Versicherungsjahres. Bei Kündigung wandelt sich die Versicherung in eine beitragsfreie Versicherung um. Ein
Anspruch auf Auszahlung eines Rückkaufswertes bei Kündigung besteht nicht.

Eine teilweise Kündigung (z.B. Herabsetzung der Versicherungssumme) ist nur möglich, wenn eine bestimmte bei-
tragspflichtige Mindestversicherungssumme verbleibt.

Bitte beachten Sie hierzu unsere Hinweise in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter "Wann können Sie
Ihre Versicherung kündigen oder beitragsfrei stellen?".
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Detaillierter Versorgungsvorschlag für eine Selbstständige
Berufsunfähigkeitsversicherung
Golden SBUM pro (7) als Privatversicherung

Persönliche Daten

Versicherungsnehmer Herr Markus Lindner
Versicherte Person Herr Markus Lindner, 29.05.1974, Dipl.-Ingenieur/in Mechatronik,

Berufsgruppe 1+
Versicherungsbeginn 01.02.2009
Versicherungsdauer bis Endalter 65, 01.02.2009 bis 31.01.2039

Beitrag

jährlicher Brutto-

beitrag

jährlicher Zahlbei-

trag *)
Beitragszahlungsdauer erstmals bis Endalter

Selbstständige Berufsunfähig-

keitsversicherung
1.675,35 € 968,35 € 30 Jahre 01.02.2009 65 Jahre

Detaillierte Erläuterungen finden Sie auf den nachfolgenden Seiten.

Dynamik: jährliche Steigerung um 5% des Vorjahresbeitrages

Leistungen

Versicherungsdauer
Jährliche garantierte BU-

Rente
Unfall-BU-Rente

Selbstständige Berufsunfä-

higkeitsversicherung
30 Jahre 24.000,00 € 0,00 €

Detaillierte Erläuterungen finden Sie auf den nachfolgenden Seiten.

Rentenzahlweise: monatlich
Überschussverwendungssystem: vollständige Beitragsverrechnung
, Karenzzeit: 0 Monate
Leistungdauer: 30 Jahre, bis Endalter 65

*) Diese Werte können nicht garantiert werden.
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Erläuterungen zum Beitrag

Die Beiträge sind jeweils fällig zum 01.02. eines jeden Versicherungsjahres.
Ihr jährlicher Gesamtzahlbeitrag am Anfang der Versicherung beläuft sich auf 968,35 € . Der Gesamtzahlbeitrag
ergibt sich durch Abzug von Überschussanteilen vom Bruttobeitrag. Der Gesamtbruttobeitrag beläuft sich auf jährlich
1.675,35 € . Der mit den Bruttobeiträgen verrechnete Sofortüberschuss ergibt sich nach derzeit festgelegten
Anteilssätzen und kann für die Folgejahre nicht garantiert werden. Bei einer Veränderung der Überschussan-
teilsätze kann sich der Zahlbeitrag erhöhen oder vermindern. Durch Einschluss der Dynamik ist sichergestellt,
dass Ihre Versorgung an die steigende Einkommensentwicklung angepasst wird. In Ihrem Fall werden die Beiträge
jährlich um 5% der Vorjahresbeiträge erhöht. Die jeweiligen Erhöhungen entnehmen Sie bitte der Leistungsübersicht
(Individuelle Hochrechnung der Dynamik). Bei der Berechnung wurde zugrundegelegt, dass die jährlich angebotene
Erhöhung jedes Jahr angenommen wird.

Erläuterungen zur Leistung

Während einer Berufsunfähigkeit (BU) von mindestens 50 % oder bei Pflegebedürftigkeit sind für die Dauer der
Berufsunfähigkeitsversicherung (30 Jahre) keine weiteren Beiträge mehr zu zahlen. Wir zahlen monatlich eine garan-
tierte BU-Rente von 2.000,00 €. Bei Pflegebedürftigkeit wird die Rente unabhängig von der Pflegestufe in voller Höhe
gewährt. Im BU-Leistungsfall werden die laufenden BU-Renten durch die Überschussbeteiligung ab dem 2. Renten-
jahr jährlich erhöht. Nach derzeitigem Stand der Überschussbeteiligung würde diese Erhöhung 2,05 % der Vorjahres-
rente betragen (nicht garantiert).
Durch die Wahl der Golden BU haben Sie bedarfsgerechte verbesserte BU-Bedingungen eingeschlossen.
Der Leistungsübersicht (Individuelle Hochrechnung der Dynamik) können Sie die dynamischen Erhöhungen entneh-
men. Die laufenden Überschüssanteile werden mit den Beiträgen verrechnet. Die Höhe der Überschussbeteiligung ist
in der beiliegenden Leistungsübersicht (Individuelle Hochrechnung Todesfall-Leistung und Rückkaufswert) darge-
stellt. Die in diesem Vorschlag genannten Werte, soweit sie die Überschussbeteiligung beinhalten, können nicht
garantiert werden. Sie gelten nur dann, wenn die derzeitigen Überschussanteile während der Versicherungsdauer
unverändert bleiben. Beachten Sie bitte auch die weiteren Ausführungen zur Überschussbeteiligung in der individuel-
len Hochrechnung.
Steuerliche Auswirkungen sind in diesem Vorschlag nicht berücksichtigt.
In unserem Vorschlag wird vorausgesetzt, dass die Gesundheitsverhältnisse der versicherten Person einen Vertrags-
abschluss nach tariflichem Beitrag zulassen.

Individuelle Hochrechnungen

Ihre vertraglichen Ansprüche richten sich auf die ausdrücklich als "garantiert" gekennzeichneten Leistungen.
Um diese Leistungsverpflichtung Ihnen gegenüber erfüllen zu können, müssen wir entsprechend vorsichtig kalkulie-
ren. Dadurch entstehen im allgemeinen Überschüsse, an denen Sie - zusätzlich zu den garantierten Leistungen - im
Rahmen der Überschussbeteiligung (Überschussanteile) teilhaben.
Die Höhe der Überschussanteile hängt von der Verzinsung der Kapitalanlagen, von der Invaliditätsentwicklung und
der Entwicklung der Kosten ab.
Diese Ergebnisse werden jährlich festgestellt. Kurzfristige Schwankungen können wir in aller Regel ausgleichen.
Lang anhaltende Änderungen führen dagegen zu einer entsprechenden Anpassung.
Die Höhe Ihrer Überschussbeteiligung und Ihr Zahlbeitrag können daher nicht garantiert werden.
Über die Höhe der künftigen Anteilsätze für die Überschüsse können wir keine verbindlichen Aussagen machen. Um
Ihnen dennoch einen Eindruck zu vermitteln, haben wir nachfolgend auch hypothetische Werte inklusive Überschuss-
beteiligung angegeben. Hierbei haben wir rechnerisch angenommen, dass die für das Jahr 2008 festgesetzten Anteil-
sätze für Überschüsse während der gesamten Versicherungsdauer unverändert bleiben.
Auf die nachfolgend inklusive Überschussbeteiligung angegebenen Werte kann daher kein Anspruch erho-
ben werden.

*) Diese Werte können nicht garantiert werden.
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Individuelle Hochrechnung der Dynamik

In dieser Tabelle steht, wie sich Ihr Beitrag und die garantierte BU-Rente die nächsten Jahre entwickeln würden,
wenn Sie die dynamischen Erhöhungen jedes Jahr in Anspruch nehmen.
Aufgrund von Schwankungen der Überschussbeteiligung kann der Gesamtzahlbeitrag nicht garantiert werden.

ab dem
..ten
Jahr BU-Erhöhungsrente Erhöhungsbeitrag BU-Gesamtrente

Gesamtzahlbeitrag inkl. Überschuss-
bet.

2 1.178,40 48,42 25.178,40 1.016,77
3 1.195,10 50,84 26.373,50 1.067,61
4 1.212,10 53,38 27.585,60 1.120,99
5 1.227,60 56,05 28.813,20 1.177,04
6 1.244,80 58,85 30.058,00 1.235,89
7 1.259,30 61,79 31.317,30 1.297,68
8 1.274,10 64,88 32.591,40 1.362,56
9 1.288,30 68,13 33.879,70 1.430,69
10 1.302,70 71,53 35.182,40 1.502,22
11 1.315,30 75,11 36.497,70 1.577,33
12 1.326,10 78,87 37.823,80 1.656,20
13 1.337,70 82,81 39.161,50 1.739,01
14 1.346,80 86,95 40.508,30 1.825,96
15 1.357,00 91,30 41.865,30 1.917,26
16 1.369,50 95,86 43.234,80 2.013,12
17 1.384,40 100,66 44.619,20 2.113,78
18 1.402,30 105,69 46.021,50 2.219,47
19 1.430,60 110,97 47.452,10 2.330,44
20 1.469,40 116,52 48.921,50 2.446,96
21 1.524,00 122,35 50.445,50 2.569,31
22 1.596,80 128,47 52.042,30 2.697,78
23 1.698,50 134,89 53.740,80 2.832,67
24 1.842,40 141,63 55.583,20 2.974,30
25 2.046,90 148,72 57.630,10 3.123,02
26 2.341,10 156,15 59.971,20 3.279,17
27 2.783,80 163,96 62.755,00 3.443,13
28 3.562,90 172,16 66.317,90 3.615,29
29 5.195,00 180,76 71.512,90 3.796,05
30 10.525,10 189,80 82.038,00 3.985,85

Angaben in €

*) Diese Werte können nicht garantiert werden.

Lebensversicherung von 1871 a.G. München
Hauptverwaltung: Maximiliansplatz 5 - 80333 München
Briefanschrift: 80326 München
Telefon: 089 / 5 51 67 - 0
Telefax: 089 / 5 51 67 - 12 12

E-Mail: info@lv1871.de
Internet: www.lv1871.de

Vorsitzender des Aufsichtsrats:
Werner Kunzfeld
Vorstand: Karl Panzer (Vors.)
Herbert Osterkorn (stv. Vors.),
Dr. Peter Dvorak, Friedrich Knott

Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG:
BLZ 700 202 70 - Kto.-Nr. 533 007 58
SWIFT (BIC): HYVEDEMMXXX
IBAN: DE76 7002 0270 0053 3007 58
Postbank München:
BLZ 700 100 80 - Kto.-Nr. 76 82 - 809

Rechtsform:
Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit
Sitz München
AG München HRB 194
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Individuelle Hochrechnung
Todesfall-Leistung und Rückkaufswert

Diese Tabelle zeigt, wie sich die Todesfall-Leistung und der Rückkaufswert die nächsten Jahre entwickeln würden
wenn Sie die dynamischen Erhöhungen jedes Jahr in Anspruch nehmen, und unter der rechnerischen Annahme,
dass sich die Überschussbeteiligung während der gesamten Versicherungsdauer so entwickelt wie im Jahr 2008
(vergleiche obige Hinweise).
Die Zahlen sind jeweils zum Ende eines Versicherungsjahres berechnet; alle Versicherungsleistungen sind auf ganze
Euro abgerundet.

nach
Jahren Todesfall-Leistung garantiert

Todesfall-Leistung inkl. Über-
schussbet. *) Rückkaufswert garantiert

Rückkaufswert inkl. Überschuss-
bet. *)

1 0 0 0 0
2 0 0 0 0
3 0 0 0 0
4 0 0 0 0
5 0 0 296 296
6 0 0 0 0
7 0 0 0 0
8 0 0 0 0
9 0 0 0 0
10 0 0 0 0
11 0 0 0 0
12 0 0 0 0
13 0 0 0 0
14 0 0 0 0
15 0 0 0 0
16 0 0 0 0
17 0 0 0 0
18 0 0 0 0
19 0 0 0 0
20 0 0 0 0
21 0 0 0 0
22 0 0 0 0
23 0 0 0 0
24 0 0 0 0
25 0 0 0 0
26 0 0 0 0
27 0 0 0 0
28 0 0 0 0
29 0 0 0 0
30 0 0 0 0

Angaben in €

*) Diese Werte können nicht garantiert werden.

Lebensversicherung von 1871 a.G. München
Hauptverwaltung: Maximiliansplatz 5 - 80333 München
Briefanschrift: 80326 München
Telefon: 089 / 5 51 67 - 0
Telefax: 089 / 5 51 67 - 12 12

E-Mail: info@lv1871.de
Internet: www.lv1871.de

Vorsitzender des Aufsichtsrats:
Werner Kunzfeld
Vorstand: Karl Panzer (Vors.)
Herbert Osterkorn (stv. Vors.),
Dr. Peter Dvorak, Friedrich Knott

Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG:
BLZ 700 202 70 - Kto.-Nr. 533 007 58
SWIFT (BIC): HYVEDEMMXXX
IBAN: DE76 7002 0270 0053 3007 58
Postbank München:
BLZ 700 100 80 - Kto.-Nr. 76 82 - 809

Rechtsform:
Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit
Sitz München
AG München HRB 194
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Individuelle Hochrechnung zur Beitragsfreistellung

Diese Werte ergeben sich, wenn der Vertrag beitragsfrei gestellt werden kann.

nach Jahren Garantierte jährliche beitragsfreie Berufsunfähigkeitsrente

1 0
2 0
3 0
4 0
5 0
6 593
7 1.033
8 1.494
9 1.974
10 2.476
11 3.004
12 3.558
13 4.134
14 4.720
15 5.296
16 5.837
17 6.315
18 6.688
19 6.918
20 6.943
21 6.682
22 6.028
23 4.804
24 2.758
25 0
26 0
27 0
28 0
29 0

Angaben in €

Vertragsgrundlagen

Für den angebotenen Versicherungsvertrag gelten die im folgenden näher bezeichneten Allgemeinen und Besonde-
ren Versicherungsbedingungen:

- Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Berufsunfähigkeits-Versicherung mit erweiterten Leistungen (Golden
BU) (L-B1409/06.08) (auch als AVB bezeichnet)
- Besondere Bedingungen für die Lebensversicherung mit planmäßiger Erhöhung der Beiträge und Leistungen
(Zuwachsversicherung) ohne erneute Gesundheitsprüfung (L-B2401/01.08)

Die Versicherungsbedingungen sind Ihren Unterlagen beigefügt.

*) Diese Werte können nicht garantiert werden.

Lebensversicherung von 1871 a.G. München
Hauptverwaltung: Maximiliansplatz 5 - 80333 München
Briefanschrift: 80326 München
Telefon: 089 / 5 51 67 - 0
Telefax: 089 / 5 51 67 - 12 12

E-Mail: info@lv1871.de
Internet: www.lv1871.de

Vorsitzender des Aufsichtsrats:
Werner Kunzfeld
Vorstand: Karl Panzer (Vors.)
Herbert Osterkorn (stv. Vors.),
Dr. Peter Dvorak, Friedrich Knott

Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG:
BLZ 700 202 70 - Kto.-Nr. 533 007 58
SWIFT (BIC): HYVEDEMMXXX
IBAN: DE76 7002 0270 0053 3007 58
Postbank München:
BLZ 700 100 80 - Kto.-Nr. 76 82 - 809

Rechtsform:
Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit
Sitz München
AG München HRB 194
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Erforderliche Arztunterlagen

Arztbericht wird von Fall zu Fall und nach Notwendigkeit von der Hauptverwaltung angefordert. Aus diesem Grund
sind der Name und die Anschrift des Heilbehandlers notwendig. Wir vergüten für den Arztbericht ein Honorar von
25,- €.

Herr Markus Lindner
Geboren am 29.05.1974

Erforderliche Unterlagen
Ohne ärztliche Untersuchung.

Ihr Ansprechpartner

Konzept und Verantwortung Versicherungsmakler GmbH
Karlstr. 99

89073 Ulm
Tel. (0731) 27703-0
Fax (0731) 27703-33
info@KuV.de
www.KuV.de

*) Diese Werte können nicht garantiert werden.

Lebensversicherung von 1871 a.G. München
Hauptverwaltung: Maximiliansplatz 5 - 80333 München
Briefanschrift: 80326 München
Telefon: 089 / 5 51 67 - 0
Telefax: 089 / 5 51 67 - 12 12

E-Mail: info@lv1871.de
Internet: www.lv1871.de

Vorsitzender des Aufsichtsrats:
Werner Kunzfeld
Vorstand: Karl Panzer (Vors.)
Herbert Osterkorn (stv. Vors.),
Dr. Peter Dvorak, Friedrich Knott

Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG:
BLZ 700 202 70 - Kto.-Nr. 533 007 58
SWIFT (BIC): HYVEDEMMXXX
IBAN: DE76 7002 0270 0053 3007 58
Postbank München:
BLZ 700 100 80 - Kto.-Nr. 76 82 - 809

Rechtsform:
Versicherungsverein auf
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AG München HRB 194
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Vertragsinformationen

Informationen zum Versicherer

1. Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicherers

Lebensversicherung von 1871 a.G. München
Maximiliansplatz 5
80333 München

vertreten durch den Vorstand:
Karl Panzer (Vors.), Herbert Osterkorn (stv. Vors.), Dr. Peter Dvorak, Friedrich Knott

Vorsitzender des Aufsichtsrats:
Werner Kunzfeld

Sitz München, AG München HRB 194
Rechtsform: Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit

2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

Die Lebensversicherung von 1871 a.G. München (LV 1871) betreibt unmittelbar und mittelbar alle Arten
der Lebensversicherung einschließlich ihrer Zusatzversicherungen sowie Kapitalisierungsgeschäfte und
die Verwaltung von Versorgungseinrichtungen.

3. Garantiefonds

Zur Absicherung der Ansprüche aus der Lebensversicherung besteht ein gesetzlicher Sicherungsfonds
(§§ 124 ff. des Versicherungsaufsichtsgesetzes), der bei der Protektor Lebensversicherungs-AG (Siche-
rungsfonds für die Lebensversicherer), Wilhelmstraße 43 G, 10117 Berlin, www.protektor-ag.de, errichtet
ist. Im Sicherungsfall wird die Aufsichtsbehörde die Verträge auf den Sicherungsfonds übertragen. Ge-
schützt durch den Fonds sind die Ansprüche der Versicherungsnehmer, der versicherten Personen, der
Bezugsberechtigten und sonstiger aus dem Versicherungsvertrag begünstigter Personen. Die Lebens-
versicherung von 1871 a.G. München gehört dem Sicherungsfonds an.

Informationen zur angebotenen Leistung

4. Versicherungsbedingungen, wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Die für das Versicherungsverhältnis geltenden Allgemeinen und ggf. Besonderen Versicherungsbedin-
gungen können Sie Ihrem Detaillierten Versorgungsvorschlag entnehmen. In den Bedingungen sind An-
gaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers enthalten. Einzelheiten enthält Ihr
Detaillierter Versorgungsvorschlag unter "Leistungen" und "Erläuterungen zur Leistung".

5. Gesamtpreis der Versicherung

In Ihrem Detaillierten Versorgungsvorschlag ist unter "Beitrag" und "Erläuterungen zum Beitrag" der Ge-
samtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile ausgewiesen.

6. Zusätzlich anfallende Steuern, Gebühren oder Kosten

Etwaige zusätzlich anfallende Gebühren oder Kosten sind in Ihrem Produktinformationsblatt unter Ziffer 3
aufgeführt.

ohlemeyerc
Stempel

proskek
Stempel
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Informationen über anfallende Steuern entnehmen Sie bitte dem Dokument "Allgemeine Angaben über die
Steuerregelungen".

7. Zahlung und Erfüllung

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise des Beitrags sind
in Ihren Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter der Überschrift "Was haben Sie bei der Beitrags-
zahlung zu beachten?" sowie in Ihrem Detaillierten Versorgungsvorschlag unter "Beitrag" und "Erläute-
rungen zum Beitrag" dargestellt.

8. Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen

Die Gültigkeit der Ihnen zur Verfügung gestellten Informationen ist auf 60 Tage befristet.

Informationen zum Vertrag

9. Zustandekommen des Vertrages

Der Versicherungsvertrag kommt durch zwei übereinstimmende Willenserklärungen zustande. Im Falle der
Antragsstellung ist Ihre Willenserklärung der Antrag, unsere Willenserklärung ist der Versicherungsschein.
Mit Zugang unserer Annahmeerklärung, die durch Übersendung des Versicherungsscheins erfolgt, ist der
Versicherungsvertrag rechtlich wirksam zustande gekommen. Auf die Einhaltung einer Antragsbindefrist
wird verzichtet.
Im Falle einer unverbindlichen Angebotsanfrage durch Sie, ist unsere Willenserklärung das verbindliche
Angebot. Ihre Willenserklärung erfolgt durch schriftliche Annahme dieses Angebots. Der Versicherungs-
vertrag kommt drei Tage nach Absenden Ihrer Annahmeerklärung an uns zustande. Wir dokumentieren
den Vertragsschluss nochmals durch die Übersendung eines Versicherungsscheines.

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn der Versicherungsvertrag zustande gekommen ist und Sie den
ersten oder einmaligen Beitrag (Einlösungsbeitrag) gezahlt haben. Vor dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Beginn der Versicherung besteht jedoch noch kein Versicherungsschutz.

10. Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 Tagen ohne Angabe von Gründen in Text-
form (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt am Tag, nachdem Ihnen der Versiche-
rungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen sowie die Vertragsinformationen gemäß § 7 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgeset-
zes und diese Belehrung in Textform zugegangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an

Briefanschrift: Hausanschrift:
Lebensversicherung von 1871 a.G. München Lebensversicherung von 1871 a.G. München
Kundenservice Kundenservice
80326 München Maximiliansplatz 5

80333 München

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten:
089/ 5 51 67 - 12 12.

Bei einem Widerruf per E-Mail ist der Widerruf an folgende E-Mail-Adresse zu richten:
kundenservice@lv1871.de.
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Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil
Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfällt.

Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir einbehal-
ten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist be-
ginnt. Wir erstatten Ihnen aber einen ggf. vorhandenen Rückkaufswert einschließlich der Über-
schussanteile nach § 169 VVG.
Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach
Ablauf der Widerrufsfrist, erstatten wir Ihnen Ihren gesamten Beitrag.

Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.

11. Laufzeit des Vertrages

Angaben zur Laufzeit und gegebenenfalls zur Mindestlaufzeit des Vertrages enthält Ihr Detaillierter Ver-
sorgungsvorschlag unter "Persönliche Daten", "Leistungen" und "Erläuterung zur Leistung".

12. Beendigung des Vertrages

Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen Kündigungsbedin-
gungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen entnehmen Sie bitte Ihren Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen unter den Überschriften "Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen
oder beitragsfrei stellen?" und "Welchen Stornoabzug erheben wir bei Kündigung oder Bei-
tragsfreistellung Ihrer Versicherung (Vertragsstrafen)?" sowie im "Anhang der AVB zur Kündi-
gung und Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung".
Falls Sie zu Ihrem Vertrag eine oder mehrere Zusatzversicherungen abschließen, finden Sie An-
gaben zur Beendigung der Zusatzversicherung(en) in den jeweiligen Besonderen Bedingungen
unter der Überschrift "Wie ist das Verhältnis zur Hauptversicherung?".

13. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht

Auf den Versicherungsvertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Angaben
über den Gerichtsstand sind in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter "Wo ist der Gerichts-
stand?" enthalten.

14. Vertrags- und Korrespondenzsprache

Die Vertragsbedingungen und die erforderlichen Informationen sowie die Kommunikation während der
Laufzeit dieses Vertrages erfolgen in deutscher Sprache.

Informationen zum Rechtsweg

15. Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

Eine außergerichtliche Beschwerdestelle zur Schlichtung von Verbraucherstreitigkeiten über Versiche-
rungen steht nicht zur Verfügung. Die LV 1871 ist nicht Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann
e.V..

16. Zuständige Aufsichtsbehörde

Sollte es einmal Probleme mit Ihrer Versicherung geben, die Sie mit uns nicht lösen können, so haben Sie
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die Möglichkeit, sich an die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Str. 108
53117 Bonn
Tel.: 02 28 / 41 08 - 0
Fax: 02 28 / 41 08 - 15 50
E-Mail: poststelle@bafin.de

zu wenden.

Weitere Informationen zur Lebensversicherung und Berufsunfähigkeitsversicherung

17. Kosten

Angaben zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten Kosten entnehmen Sie Ihrem Produktinformations-
blatt unter Ziffer 3.

Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht
wird, können wir außerdem die in solchen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als pauschalen
Abgeltungsbetrag in Rechnung stellen. Die Einzelheiten hierzu sind in den Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen unter "Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in Rechnung?" geregelt. Die Höhe der Kos-
ten können Sie Ihrem Produktinformationsblatt unter Ziffer 3 entnehmen.

18. Überschussermittlung und Überschussbeteiligung

In den Allgemeinen Versicherungsbedingungen sind unter der Überschrift "Wie erfolgt die Überschuss-
beteiligung?" die für die Überschussermittlung und Überschussbeteiligung geltenden Berechnungs-
grundsätze und Maßstäbe dargestellt.

19. Rückkaufswerte, Umwandlung in prämienfreie oder prämienreduzierte Versicherung

In Ihren Allgemeinen Versicherungsbedingungen wird unter der Überschrift "Wann können Sie Ihre Versi-
cherung kündigen oder beitragsfrei stellen?" angegeben, ob bei Kündigung Ihrer Versicherung ein Rück-
kaufswert anfällt. Falls Sie zu Ihrem Vertrag eine oder mehrere Zusatzversicherungen abschließen, finden
Sie hierzu außerdem Angaben in den jeweiligen Besonderen Bedingungen unter der Überschrift "Wie ist
das Verhältnis zur Hauptversicherung?".

Die in Betracht kommenden Rückkaufswerte- sofern ein Rückkaufswert anfällt - sowie etwaige Leistun-
gen aus einer beitragsfrei gestellten Versicherung sind in Ihrem Detaillierten Versorgungsvorschlag in den
Individuellen Hochrechnungen zum Rückkaufswert bzw. zur Beitragsfreistellung dargestellt. Dort ist je-
weils auch angegeben, in welchem Ausmaß die Leistungen garantiert sind.

Angaben über den Mindestversicherungsbetrag für eine Umwandlung in eine beitragsfrei gestellte Versi-
cherung finden Sie in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter der Überschrift "Wann können
Sie Ihre Versicherung kündigen oder beitragsfrei stellen?". Falls Sie zu Ihrem Vertrag eine oder mehrere
Zusatzversicherungen abschließen, finden Sie hierzu außerdem Angaben in den jeweiligen Besonderen
Bedingungen unter der Überschrift "Wie ist das Verhältnis zur Hauptversicherung?".

20. Steuerregelung

Allgemeine Angaben für die für Ihre Versicherungsart geltende Steuerregelung sind in dem Dokument
"Allgemeine Angaben über die Steuerregelungen" enthalten.

21. Hinweis für Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)Versicherungen

Der in den Versicherungsbedingungen verwendete Begriff der Berufsunfähigkeit ist nicht mit dem Begriff
der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsminderung im sozialrechtlichen Sinne oder dem Begriff der Be-
rufsunfähigkeit im Bereich der Krankentagegeldversicherung identisch.



Antrag auf eine Kapitallebens-, Risiko-, Vermögensbildungs-, 
Renten- oder Berufsunfähigkeitsversicherung

L-AA1001/04.08/t

Lebensversicherung
von 1871 a. G. München
Hauptverwaltung:
Maximiliansplatz 5
80333 München

Postanschrift:
80326 München

E-Mail:   info@lv1871.de
Internet: www.lv1871.de

Vorsitzender des 
Aufsichtsrats:
Werner Kunzfeld

Vorstand:
Karl Panzer (Vors.)
Herbert Osterkorn (stv. Vors.)
Dr. Peter Dvorak
Friedrich Knott

Rechtsform:
Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit
Sitz München
AG München HRB 194

Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) über die Folgen einer Verletzung der 
gesetzlichen Anzeigepfl icht

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die beiliegenden Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind 

auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der Lebensversicherung von 1871 a.G. München, 

Maximiliansplatz 5, 80333 München, schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung 

der Anzeigepfl icht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepfl ichten bestehen?
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpfl ichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und 

vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur 

Anzeige verpfl ichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepfl icht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepfl icht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepfl icht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 

Bedingungen, geschlossen hätten. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpfl ichtet, wenn Sie 

nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand

- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 

- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspfl icht 

ursächlich war. Unsere Leistungspfl icht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepfl icht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. Zusätzlich haben Sie 

Anspruch auf die Auszahlung eines Rückkaufswertes, falls ein solcher vorhanden und/oder vereinbart ist.

2. Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepfl icht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter 

Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Der Versicherungsvertrag wandelt sich dann in eine beitragsfreie Versicherung um, sofern die dafür vereinbarte Mindestversi-

cherungsleistung erreicht wird. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 

hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepfl icht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend 

Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepfl icht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag 

innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 

dem wir von der Verletzung der Anzeigepfl icht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände 

anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.  

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 

Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor 

Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepfl icht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepfl icht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der 

Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, 

dass die Anzeigepfl icht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 

Last fällt.

Unterschriften

Ort Versicherungsnehmer/-in ggf. Firmenstempel

Datum Zu versichernde Person/-en

mb-0306



Antrag auf eine Kapitallebens-, Risiko-, Vermögensbildungs-, 
Renten- oder Berufsunfähigkeitsversicherung
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 Privatversicherung      Firmenversicherung (bitte Fo. L-Z6003 beifügen) ma-0200

Betreuerdaten
Vermittler-Nr. Betreuer/-in

Eingangsdatum (frei lassen) Bestandspfl eger/-in

ma-0100

Versicherungsnehmer/-in = VN
Titel, Name, Vorname      Frau    Herr    Firma

Straße, Hausnummer

PLZ, Wohnort  ledig
 verheiratet
 geschieden
 verwitwet

 selbstständig/freib. 
 Angestellte/-r 
 Arbeiter/-in 
 Beamte/-r/ö.D. 
 Vollzeit-Tätigkeit
 Teilzeit-Tätigkeit
 ABM-Maßnahme
 Hausfrau/-mann 
 Sonstige

Geburtsdatum Geburtsort

Derzeit ausgeübter Beruf/Branche

Ausbildungs-/Hochschulabschluss (IHK, Uni, FH, BA, sonst.)

Staatsangehörigkeit

Telefon (privat) Telefon (berufl .)

Telefax E-Mail

mp-0112

Wirtschaftliches Interesse
Name, Vorname, Geb.-Dat., Anschrift der wirtschaftlich berechtigten Person, wenn der/die VN 
nicht auf eigene Rechnung handelt 

Den Versicherungsvertrag schließt der/die VN im eigenen wirtschaftlichen Interesse ab, wenn 
nicht oben stehend eine andere Person benannt wird.

ma-0300

Erste zu versichernde Person = VP (wenn nicht VN)
Titel, Name, Vorname      Frau    Herr

Straße, Hausnummer

PLZ, Wohnort  ledig
 verheiratet
 geschieden
 verwitwet

 selbstständig/freib. 
 Angestellte/-r 
 Arbeiter/-in 
 Beamte/-r/ö.D. 
 Vollzeit-Tätigkeit
 Teilzeit-Tätigkeit
 ABM-Maßnahme
 Hausfrau/-mann 
 Sonstige

Geburtsdatum Geburtsort

Derzeit ausgeübter Beruf/Branche

Ausbildungs-/Hochschulabschluss (IHK, Uni, FH, BA, sonst.)

Staatsangehörigkeit

mp-0221

Zweite zu versichernde Person = VP 2 (bzw. mitzuversichernde Person für Tarif HZV)

Titel, Name, Vorname      Frau    Herr

Straße, Hausnummer

PLZ, Wohnort  ledig
 verheiratet
 geschieden
 verwitwet

 selbstständig/freib. 
 Angestellte/-r 
 Arbeiter/-in 
 Beamte/-r/ö.D. 
 Vollzeit-Tätigkeit
 Teilzeit-Tätigkeit
 ABM-Maßnahme
 Hausfrau/-mann 
 Sonstige

Geburtsdatum Geburtsort

Derzeit ausgeübter Beruf/Branche

Ausbildungs-/Hochschulabschluss (IHK, Uni, FH, BA, sonst.)

Staatsangehörigkeit

mp-0231

Empfänger/-in der Versiche rungs leistungen 
(bei Firmenversicherung bitte Angaben im Formblatt L-Z6003 machen)

Im Erlebensfall: VN oder   Name, Vorname, Geb.-Dat., Anschrift oder Firma, Anschrift

Bei Rentenversicherungen gilt das Todesfallbezugsrecht für Beitragsrückgewähr, Rentengaran-
tiezeit und Todesfall-Leistung. Im Todesfall: in nachstehender Rang folge unter Ausschluss der 
jeweils nachfolgenden Berechtigten

1. der bei Tod in gültiger Ehe lebende Ehegatte 
der zu versichernden Person

3. die Eltern der zu versichernden Person

2. die Kinder der zu versichernden Person 4. die Erben der zu versichernden Person

oder   die nachfolgend bezeichnete/-n Person/-en 
Name, Vorname, Geb.-Dat., Anschrift

Bei Fremdversicherung (VN und VP nicht identisch) wird an den/die VN geleistet

Ggf.: Abweichendes Bezugsrecht bei Zusatzversicherung(en)
Name, Vorname, Geb.-Dat., Anschrift oder Firma, Anschrift

Tarif(e) der Zusatzversicherung(en)

mt-0130

Beitragszahlung Die LV 1871 wird bis auf Widerruf ermächtigt, sämtliche Beträge, die 
der/die VN aus dem Versicherungsverhältnis schuldet, von folgendem Konto einzuziehen:

Kontonummer Bankleitzahl

Name und Sitz des Geldinstituts

Falls nicht VN: Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum des/der Kontoinhabers/-in

Unterschrift Kontoinhaber/-in, falls nicht VN Der Vermittler ist nicht bevollmächtigt, 
Zahlungen, die der Versicherungsnehmer im 
Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem 
Abschluss eines Versicherungsvertrags an die 
LV 1871 zu leisten hat, anzunehmen. Zahlungen 
sind direkt an die LV 1871 zu leisten.

mb-0180

Identifi zierung des/der VN nach Geldwäschegesetz (bitte ausfüllen, wenn die 
Einzugsermächtigung nicht vom VN erteilt wird)

 Personalausweis-Nr. oder    Reisepass-Nr. Ausstellungsdatum

Ausstellende Behörde Geburtsort

Bei Firmen: Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit des/der 
Unterschriftsberechtigten

ma-0530



Antrag auf eine Kapitallebens-, Risiko-, Vermögensbildungs-, 
Renten- oder Berufsunfähigkeitsversicherung

L-AA1001/04.08/t

Zusatzversicherungen für Kapitallebens-, Risiko- und 
Rentenversicherung (nicht für Vermögensbildungs-Versicherung)

mt-0795

 Unfalltod-Zusatzversicherung
Tarif Unfalltodsumme €/%-Satz Bei Einschluss in Rentenversicherung:

  fache Jahresrente

mt-0800

 Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung  für die VP oder für die   VP 2 
(Tarif BUR bei Rententarifen nicht möglich)  nur Beitragsbefreiung

Tarif Eintrittsalter Jahresrente in € jährl. Rente in %

Schlussalter BUL: Leistungsschlussalter 

bis Jahre/  lebenslang

Karenzzeit in Monaten (max. 24)

Golden BUZ oder  
 Classic BUZ

Berufsgruppe  garantierte BUZ-
Rentensteigerung 

 1 % oder %

 Dynamikfortführung 
bei BU

 mit Einschluss von 
Unfall-Berufsunfähig-
keitsrente

Jahresrente in € %-Satz der Rente (bis 100 %)

Wird nach Eintritt der Berufsunfähigkeit Beitragsbefreiung gewährt, setzt nach Ablauf der 
vereinbarten Leistungsdauer die Beitragszahlung für die Hauptversicherung und eingeschlossener 
Zusatzversicherungen wieder ein, auch wenn die Berufsunfähigkeit weiter besteht.

mt-0820

 Pfl egerenten-Zusatzversicherung  für die VP oder für die   VP 2

Tarif Jahresrente in € jährliche Rente in %

Aufschubzeit (Jahre) Beitragszahlungsdauer (Jahre)

mt-0870

 Zeitrenten-Zusatzversicherung  (nur bei Tarif G0, G1, A1, RT2, RT3, RT4)

Tarif Jahresrente in € jährliche Rente in % Versicherungsdauer 
(Jahre)

mt-0890

 Risiko-Zusatzversicherung
Tarif Versicherungssumme €/%-Satz Bei Einschluss in Rentenversicherung:

  fache Jahresrente

Versicherungsdauer (Jahre)

mt-0910

Zusatzversicherung nur bei Kapitallebensversicherung 
 Dread-Disease-Zusatzversicherung (Tarif DDV nur bei G0, G1, R0 – Tarif DDV5 nur bei Tarif G5)

Tarif Versicherungssumme €/%-Satz Versicherungsdauer (Jahre)

gegen Aufschlag soll versichert 
werden:

 Organtransplantation
 Blindheit

 Operation am offenen Herzen
 Lähmungen

mt-0920

Zusatzversicherung nur bei Rentenversicherung
 Hinterbliebenen-Zusatzversicherung

Tarif Eintrittsalter der mitzuversichernden 
Person

Jahresrente in € in % der Altersrente

mt-0930

Dynamik Für Versicherungen mit der Möglichkeit laufender Anpassung 
(nicht bei Tarif R2, G0V, G2V, G3V, Vermögensbildungsvers., Einmalbeitragsvers.) 
Bei Tarif SBU bei Dynamikmodell VB oder VS sind höchstens 5 % zulässig.

Dynamikplan Vorjahresbeitrag 

bzw.

Steigerungsprozentsatz 5 % 

bzw.  % (3-10 %)

 Ich verzichte ausdrück-
lich auf das Recht der 
jährlichen Anpassung 
ohne erneute Gesund-
heitsprüfung

Bei Rückdeckungsversicherungen:   Gehaltsdynamik

mt-1010

Beitrag (Mindestbeitrag je Zahlungsweise 10,- €)

Beitragszahlungsweise: monatlich (inkl. Zuschlag) oder    vierteljährlich (inkl. Zuschlag) 
 halbjährlich (inkl. Zuschlag)    jährlich    einmalig

Brutto-Beitrag pro Zahlungsweise in € *  Etwaige mit dem Beitrag verrechnete Über-
schussanteile für Risiko-, Risiko-Zusatzver-
sicherungen, Zeitrenten- und Berufsunfä-
higkeits-(Zusatz-)Versicherungen ergeben 
sich nach derzeit festgelegten Anteilsätzen. 
Sie können für die Folgejahre nicht garantiert 
werden.

zu zahlender Beitrag pro Zahlungsweise in €*

Zuzahlung zu Beginn in € (nur bei RT1, RT2, RT6)

mb-0101

Überschussverwendung der Kapitallebensversicherungen
(für Hauptversicherung)

Verwendung zur Erhöhung der Versicherungs-
summe (Bonussystem) oder

 Verzinsliche Ansammlung   Erlebensfallbonus
 Beitragsverrechnung
 Bonussystem mit zusätzl. Todesfallbonus:

100 % bzw.  % 
(25 %–100 % der Erlebensfallsumme)

mu-0100

Überschussverwendung der Risikoversicherungen
(für Hauptversicherung)

Beitragsverrechnung

Bei Firmenvers.: Todesfallbonus oder  Beitragsverrechnung

mu-0120

Überschussverwendung der Rentenversicherungen
(für Hauptversicherung)

Während Aufschubzeit: verzinsliche Ansammlung
oder

 Rentenerhöhung (Bonussystem) 
 Erlebensfallbonus (nur bei Tarif RT1)
 Beitragsverrechnung
 Bonusrente mit zusätzl. Todesfallbonus (nur 
bei Tarif RT1)

 fache gar. Jahresrente (max. 12fach)

Während Rentenzahlung: Verwendung zur 
Rentenerhöhung (steigende Rente) oder

 gleich bleibende Rente  
 fl exible Überschussrente 60 % bzw.  % 
 fallende Rente (nur bei Rückdeckungsversicherung)

mu-0140

Überschussverwendung der Berufsunfähigkeits(zusatz)versicherung
Vollständige
Beitragsverrechnung oder

 Teilweise
 Beitragsverrechnung

Bei Einmalbeitrag:
Schlussguthaben

Bei Firmendirektvers.: 
Invaliditätsbonus/bei Einmalbei-
trag Schlussguthaben oder

 Vollständige
 Beitragsverrechnung

 Teilweise
 Beitragsverrechnung

Bei Rückdeckungsvers.: 
Vollständige 
Beitragsverrechnung oder

 Invaliditätsbonus/
 bei Einmalbeitrag 
 Schlussguthaben

 Teilweise
 Beitragsverrechnung

mu-0200

Besondere Vereinbarungen Es wurden keine Nebenabreden getroffen. 
Nebenabreden sind nur verbindlich, wenn sie von der LV 1871 schriftlich bestätigt werden.

 Es wurden folgende Nebenabreden getroffen (z. B. Beitragsdepot. Bitte Höhe des Depots und 
unter Beitrag den Jahresbeitrag angeben):

ma-0400

Antrag auf eine selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung
Tarif Versicherungsbeginn (zum Monats-

ersten)
Eintrittsalter Jahresrente in €

Schlussalter SBUL: Leistungsschlussalter

Jahre/  lebenslang

Karenzzeit in Monaten 
(max. 24)

Golden oder
 Classic BU

Berufsgruppe  garantierte BU-Rentensteigerung 

1 % oder  %

 mit Einschluss von 
Unfall-Berufsun-
fähigkeitsrente

Jahresrente in € %-Satz der Rente (bis 100 %)

Achtung: In Verbindung mit der selbstständigen Berufsunfähigkeitsversicherung können keine 
Zusatzversicherungen abgeschlossen werden.

mt-0560

Antrag auf eine Lebensversicherung
Kapitallebens-, Risiko-, Vermögensbildungs-Versicherung (bei VBG: nur Tarif G0V, G2V, 
G3V; Antrag auf Überweisung vermögenswirksamer Leistungen beifügen!)

Tarif Versicherungsbeginn (zum Monatsersten) Eintrittsalter

Versicherungsdauer
(Jahre)

Beitragszahlungsdauer
(Jahre)

Erlebensfallsumme € Todesfallsumme €/%-Satz

Tarif G2, G3 Teilauszahlungen nach Modell Tarif G6 Anfangsbeitrag

Dauer des Anfangsbei-
trags bei G6 (2-6 Jahre)

%-Satz des Folgebei-
trags bei G6

Tarif G6 Folgebeitrag

mt-0400

Antrag auf eine aufgeschobene Rentenversicherung (RT1/RT2)
Tarif Versicherungsbeginn (zum Monats-

ersten)
Eintrittsalter Aufschubzeit

Beitragszahlungsdauer Rentengarantiezeit Jahresrente (Altersrente) €

Garantierte Rentensteigerung (nur bei steigender Rente): keine oder   1 %    2 %    3 %
Rentenzahlungsweise: monatlich oder   vierteljährlich    halbjährlich    jährlich

mt-0470



Antrag auf eine Kapitallebens-, Risiko-, Vermögensbildungs-, 
Renten- oder Berufsunfähigkeitsversicherung

L-AA1001/04.08/t

Bitte beantworten Sie die folgenden Fragenkomplexe, soweit erforderlich, 
ausführlich. Sie helfen uns damit, Missverständnisse und Nachfragen zu vermeiden. Bitte 
verwenden Sie ein Beiblatt, falls Sie nicht genügend Platz vorfi nden. Angaben, die Sie hier 
nicht machen möchten, reichen Sie bitte schnellstmöglich schriftlich an die LV 1871 nach.

mr-0100

Fragen an die zu versichernde/-n Personen = VP 
(nicht zu beantworten bei Rentenversicherung ohne Zusatzversicherung,
Ausnahme Überschussverwendung Bonusrente mit zusätzlichem Todesfallbonus)

1. a. Bestanden oder bestehen bei anderen Versicherungsunter-
nehmen Lebens-, Renten-, Dread-Disease-, Pfl egerenten-, 
Berufsunfähigkeits- oder Invaliditätsversicherungen oder 
wurden innerhalb der letzten 5 Jahre (Probe-)Anträge gestellt 
bzw. sind weitere Antragstellungen vorgesehen?

VP
 Ja   Nein

VP2
 Ja   Nein

Versicherungsunternehmen
VP VP2

Versicherungssumme/Jahresrente in €
VP VP2

Art der Versicherung
VP VP2

b. Wurden zu solchen Versicherungen in den letzten 5 Jahren Er-
schwerungen gefordert, Anträge abgelehnt oder zurückgestellt?

VP
 Ja   Nein

VP2
 Ja   Nein

Versicherungsunternehmen
VP VP2

Jahr der Antragstellung
VP VP2

Grund der Erschwerung/Ablehnung/Zurückstellung
VP VP2

2. a. Beabsichtigen Sie innerhalb der nächsten 12 Monate außerhalb der 
EU einen mehr als sechswöchigen Auslandsaufenthalt anzutreten? 
Falls ja: Wohin? Wann? Wie lange? Grund des Aufenthaltes?

VP
 Ja   Nein

VP2
 Ja   Nein

VP VP2

b. Üben Sie eine der folgenden Sportarten aus? (bitte ggf. entspre-
chenden Fragebogen bzw. Fragebogen „Amateursport“ einreichen)

VP VP2

Motorsport (z. B. Motocross, Rundstreckenrennen, Ralley)  Ja   Nein  Ja   Nein

Kampfsport (z. B. Karate, Boxen, Judo)  Ja   Nein  Ja   Nein

Wassersport (z. B. Kitesurfen, Wellenreiten, Kajak)  Ja   Nein  Ja   Nein

Bergsport (z. B. Klettern, Bergsteigen, Downhill)  Ja   Nein  Ja   Nein

Flugsport (z. B. Segelfl ug, Fallschirmspringen, Paragliding)  Ja   Nein  Ja   Nein

Tauchsport  Ja   Nein  Ja   Nein

Reitsport  Ja   Nein  Ja   Nein

c. Sind Sie berufl ichen Gefahren ausgesetzt? (z. B. Umgang mit 
explosiven/radioaktiven/toxischen Stoffen oder mit Waffen, 
Sondereinsätze) Falls ja, welche?

 Ja   Nein  Ja   Nein

VP VP2

mr-0201

Wir haben uns im Rahmen einer freiwilligen Selbstverpfl ichtung verpfl ichtet, den 
Vertragsabschluss nicht von der Durchführung eines prädiktiven Gentests abhängig 
zu machen. Auch bereits vorliegende Befunde aus prädiktiven Gentests müssen bei 
allen Arten von Lebensversicherungen erst ab einer bestimmten Versicherungssumme 
(Todesfall-Leistung) bzw. Jahresrente (Leistungen wegen Berufsunfähigkeit) offen 
gelegt werden. Unter einem „prädiktiven Gentest“ verstehen wir dabei die Untersuchung 
des Erbmaterials eines Gesunden auf die Veranlagung für eine bestimmte Krankheit. 
Sämtliche beantragten und bestehenden Versicherungen bei privaten Versicherungsun-
ternehmen werden bei den genannten Summengrenzen berücksichtigt. [Die vollständige 
Selbstverpfl ichtungserklärung können Sie unter www.lv1871.de einsehen und ausdru-
cken. Auf Wunsch schicken wir Ihnen diese gerne zu.]

mr-0110

2. Bestehen oder bestanden bei Ihnen in den letzten 5 Jahren 
Störungen, Krankheiten oder Beschwerden

a. des Herz-/Kreislauf- oder Gefäßsystems (z. B. ärztlich fest-
gestellter Bluthochdruck, Herzinfarkt, Herzfehler, Herzschwä-
che, Herzrhythmusstörungen, Schlaganfall, Durchblutungsstö-
rungen, Bewusstlosigkeit, Venenentzündung, Krampfadern, 
Thrombose)

 Ja   Nein  Ja   Nein

b. der Atmungsorgane (z. B. Heuschnupfen, Asthma bronchiale, 
chronische oder wiederholte Bronchitis, Lungenentzündung, 
berufsbedingte Atemwegsprobleme)

 Ja   Nein  Ja   Nein

c. an Speiseröhre, Magen, Darm, Galle, Bauchspeicheldrü-
se, Leber, Milz (z. B. Sodbrennen, Magen- oder Darmge-
schwür, Magenschleimhautentzündung, chronische Darm-
entzündung, Magen- oder Darmblutung, erhöhte Leberwerte, 
Fettleber, Hepatitis, Bauchspeicheldrüsenentzündung)

 Ja   Nein  Ja   Nein

d. der Niere, Blase, Prostata, Geschlechtsorgane (z. B. 
Nierensteine, -koliken, Nierenentzündung, Blut oder Eiweiß im 
Urin, Prostataentzündung oder -vergrößerung)

 Ja   Nein  Ja   Nein

e. der Brustdrüse (z. B. knotige Veränderungen, Entzündungen)  Ja   Nein  Ja   Nein

f. des Stoffwechsels (z. B. erhöhte Blutzuckerwerte, Diabetes 
mellitus, Gicht, erhöhte Cholesterinwerte, Funktionsstörungen 
der Schilddrüse)

 Ja   Nein  Ja   Nein

g. in Form von Blut- oder Tumorerkrankungen (z. B. Krebs, 
Geschwülste, Leukämie, Anämie, vergrößerte Lymphknoten, 
Melanom, Darmpolypen)

 Ja   Nein  Ja   Nein

h. in Form von Infektionskrankheiten, Tropenkrankheiten 
od. Vergiftungen (z. B. Tuberkulose, Malaria, HIV-Infektion, 
Hepatitis, Gehirnhautentzündung)

 Ja   Nein  Ja   Nein

i. des Gehirns, Rückenmarks oder der Nerven (z. B. Multiple 
Sklerose, Lähmungen, Epilepsie, Krampfanfälle, Gleichgewichts-
störungen, ärztlich behandelte Kopfschmerzen)

 Ja   Nein  Ja   Nein

j. der Psyche (z. B. Angststörung, Depression, psychosomatische 
Störungen, Magersucht, Bulimie, Erschöpfungszustände, 
Stress-Syndrom, Burn-out-Syndrom, Selbstmordversuch)

 Ja   Nein  Ja   Nein

3. Wurden bei Ihnen im Rahmen von ärztlichen Untersuchungen (wie 
z. B. Laboruntersuchungen, Röntgen, CT, Ultraschall, EKG, Magen-
Darm-Spiegelung) innerhalb der letzten 5 Jahre kontroll- oder 
behandlungsbedürftige Ergebnisse festgestellt?

 Ja   Nein  Ja   Nein

4. Haben Sie innerhalb der letzten 5 Jahre länger als 2 Wochen 
fortdauernd Medikamente eingenommen?

 Ja   Nein  Ja   Nein

5. Sind Sie oder waren Sie innerhalb der letzten 5 Jahre in Behandlung 
von Physiotherapeuten, Krankengymnasten oder Masseuren?

 Ja   Nein  Ja   Nein

6. Sind Sie oder waren Sie innerhalb der letzten 10 Jahre in Behandlung 
von Psychologen oder Psychotherapeuten?

 Ja   Nein  Ja   Nein

7. Haben innerhalb der letzten 10 Jahre Operationen, Krankenhaus- 
oder Kuraufenthalte stattgefunden bzw. sind solche vorgesehen 
oder angeraten?

 Ja   Nein  Ja   Nein

8. Wurden Sie innerhalb der letzten 10 Jahre wegen Alkoholkonsums 
ärztlich beraten oder behandelt?

 Ja   Nein  Ja   Nein

9. Haben Sie innerhalb der letzten 10 Jahre Drogen konsumiert?  Ja   Nein  Ja   Nein

10. Wurde bei Ihnen innerhalb der letzten 10 Jahre ein HIV-Test 
durchgeführt bzw. ist ein solcher geplant oder wurden Sie wegen 
einer HIV-Infektion (positiver Aids-Test) behandelt?

 Ja   Nein  Ja   Nein

Standard-Gesundheitsfragen 
(nicht zu beantworten bei Rentenversicherung ohne Zusatzversicherung,
Ausnahme Überschussverwendung Bonusrente mit zusätzlichem Todesfallbonus)
Nur bei Versicherungen ohne ärztliches Zeugnis! Bitte fügen Sie ggf. die entsprechenden Frage-
bögen bei. Wenn Sie Fragen mit „Ja“ beantwortet haben, machen Sie bitte nähere Angaben unter 
„Arzt/Ärztin bzw. Heilbehandler/-in“ bzw. „Behandelte Erkrankungen/Verletzungen“.

VP VP2

1. Körpergröße in cm

Gewicht in kg

mr-0133

Zusatzfragen bei Berufsunfähigkeitsversicherung, 
Berufsunfähigkeits-, Pfl egerente- oder Dread-Disease-Zusatzversicherung
11. Bestehen oder bestanden bei Ihnen in den letzten 5 Jahren Störungen, Krankheiten oder 

Beschwerden

a. der Wirbelsäule, Knochen, Gelenke, Muskeln, Sehnen, Bänder (z. B. 
Bandscheibenschaden, Hexenschuss, Skoliose, ärztlich behandelte Rücken-
schmerzen, Knochenbrüche, Meniskusverletzung, Bänderriss, Gelenkentzün-
dung, ärztlich festgestellter Gelenkverschleiß, Sehnenentzündung, Rheuma, 
Bechterew-Krankheit)

 Ja   Nein

b. der Augen (z. B. Fehlsichtigkeit, Netzhautveränderungen, Hornhautver-
krümmung, grüner oder grauer Star, entzündliche Augenerkrankungen, 
eingeschränktes Sehvermögen) Dioptrienzahl           

 Ja   Nein

re

li

c. der Ohren (z. B. Minderung der Hörfähigkeit, Tinnitus (Ohrgeräusch), Gleichge-
wichtsstörungen)

 Ja   Nein

d. der Haut (z. B. Schuppenfl echte, Neurodermitis, Ekzeme)  Ja   Nein

e. allergischer Ursache (z. B. Hausstauballergie, Tierhaarallergie, berufl ich 
bedingte Allergien)

 Ja   Nein

12. Bestehen bei Ihnen körperliche, psychische oder geistige Beeinträchtigungen 
(z. B. Fehlbildungen, Verluste oder Schäden an Körpergliedern oder –organen, 
Folgen von Operationen oder Unfällen)?

 Ja   Nein

13. Bestehen bei Ihnen Gesundheitsstörungen, die Anlass waren zur Anerkennung 
einer Behinderteneigenschaft (MdE/GdB) oder Pfl egestufe?

 Ja   Nein

14. Besteht bei Ihnen eine Wehrdienstbeschädigung (WDB)?  Ja   Nein

15. Waren Sie in den letzten 5 Jahren länger als 2 Wochen zusammenhängend 
arbeitsunfähig erkrankt?

 Ja   Nein

mr-0150

Die in den folgenden Gesundheitsfragen genannten Beispiele sind keine 
abschließende Aufstellung, sondern dienen zur Veranschaulichung der Fragestellung.

mr-0102



Antrag auf eine Kapitallebens-, Risiko-, Vermögensbildungs-, 
Renten- oder Berufsunfähigkeitsversicherung

L-AA1001/04.08/t

Umtauschrecht
Eine Risikoversicherung bzw. Risiko-Zusatzversicherung mit gleich bleibender Versicherungs-
summe kann spätestens bis zum Ende des zehnten Versicherungsjahres und spätestens bis zum 65. 
Lebensjahr der zu versichernden Person ohne erneute Gesundheitsprüfung in eine kapitalbildende 
Lebensversicherung mit gleicher oder geringerer Versicherungssumme umgetauscht werden.

me-0240

Aufgabe bestehender Versicherungen
Die Aufgabe einer bestehenden Versicherung zum Zweck des Abschlusses einer Versicherung bei 
einem anderen Unternehmen ist für den Versicherungsnehmer im Allgemeinen unzweckmäßig und 
für beide Unternehmen unerwünscht.

me-0220

Hinweise für den gestellten Antrag me-0005

Erklärungen des Versicherungsnehmers und der zu
versichernden Person

me-0010

Überschussbeteiligung
Die Überschussanteile ergeben sich nach derzeit festgelegten Anteilsätzen und können für die 
Folgejahre nicht garantiert werden.

me-0130

Möglichkeit der Überzahlung
(bei höheren Eintrittsaltern/Kapitallebensversicherung)
Ich wurde darüber unterrichtet, dass infolge des vorgerückten Lebensalters der zu versichernden 
Person Beiträge zu zahlen sind, die in ihrem Gesamtbetrag die Versicherungssumme unter Um-
ständen übersteigen. Diese mögliche Überzahlung wird durch die auf die Lebensversicherung ent-
fallenden Überschussanteile und die zugeteilten Anteile an den Bewertungsreserven gemildert.

me-0272

Höhe des Rückkaufswertes
Kapitallebensversicherung
Mir ist bekannt, dass die Beiträge bei kapitalbildenden Lebensversicherungen zunächst haupt-
sächlich zur Deckung der vorzeitigen Versicherungsfälle, der Abschluss- und Vertriebskosten 
sowie der Verwaltungskosten verbraucht werden. Deshalb fällt bei Kündigung der Lebensver-
sicherung in den ersten Jahren nur ein niedriger Rückkaufswert an. Über die Entwicklung des 
Rückkaufswertes gibt eine im Versicherungsschein abgedruckte Tabelle Auskunft.
Rentenversicherung
Mir ist bekannt, dass die Beiträge bei Versicherungen mit Beitragsrückgewähr im Todesfall zunächst 
hauptsächlich zur Deckung der durch Tod fällig werdenden Versicherungsleistungen, sofern ihr Wert 
über das Deckungskapital hinausgeht, sowie zur Deckung der Abschluss- und Vertriebskosten so-
wie der Verwaltungskosten verbraucht werden. Deshalb fällt bei Kündigung der Rentenversicherung 
in den ersten Jahren nur ein niedriger Rückkaufswert an. Über die Entwicklung des Rückkaufswertes 
gibt eine im Versicherungsschein abgedruckte Tabelle Auskunft. Versicherungen ohne Beitragsrück-
gewähr werden bei Kündigung beitragsfrei weitergeführt, sofern die erforderliche beitragsfreie 
Mindestrente erreicht ist. Andernfalls wird der Rückkaufswert ausgezahlt und der Vertrag endet. 
Bei dem Honorartarif RT1 hon wird durch die LV 1871 keine Provision gezahlt, die Vergütung des 
Vermittlers erfolgt durch mich direkt.

me-0400

Beginn des Versicherungsschutzes und Fälligkeit des Beitrages 
Ich stimme zu, dass der Versicherungsschutz bereits bei Abschluss des Vertrages und vor Ablauf der 
Widerrufsfrist beginnt. Jedoch beginnt der Versicherungsschutz nicht vor Zahlung des Beitrages, 
frühestens jedoch zum vereinbarten Versicherungsbeginn. Mir ist bekannt, dass der Beitrag mit Zu-
gang des Versicherungsscheines fällig wird, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versicherungsbeginn.

me-0150

Datenschutz 
Ich willige ein, dass die Lebensversicherung von 1871 a. G. München im erforderlichen Umfang Daten, 
die sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, Versicherungsfälle, 
Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, an den Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur 
Abwicklung der Rückversicherung sowie zur Beurteilung des Risikos und der Ansprüche an andere 
Versicherer (und/oder an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. zur 
Weitergabe dieser Daten an andere Versicherer) übermittelt. Diese Einwilligung gilt auch (unabhängig 
vom Zustandekommen des Vertrages) für entsprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten 
(Versicherungs-)Verträgen und bei künftigen Anträgen. Ich willige ferner ein, dass die Versicherer der 
LV 1871-Versicherungsgruppe meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten in gemein-
samen Datensammlungen führen und an den/die für mich zuständigen Vermittler/-in weitergeben, 
soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung meiner Versicherungsangelegenheiten dient. Gesund-
heitsdaten dürfen nur an Personen- und Rückversicherer übermittelt werden; an Vermittler dürfen sie 
nur weitergegeben werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist. Ohne Einfl uss auf den 
Vertrag und jederzeit widerrufbar willige ich weiter ein, dass der/die Vermittler meine allgemeinen An-
trags-, Vertrags- und Leistungsdaten darüber hinaus auch für die Beratung und Betreuung in sonstigen 
Finanzdienstleistungen nutzen darf/dürfen. Vom Inhalt des Merkblattes „Hinweise zur Datenverarbei-
tung“ habe ich vor Antragstellung Kenntnis genommen. Bei einer Angebotsanfrage erhalte ich dieses 
auf Wunsch sofort ausgehändigt, spätestens aber zusammen mit den Angebotsunterlagen.

me-0170

Bonitätsinformationen auf der Basis mathematisch-statistischer Verfahren beziehen 
wir von der informa Unternehmensberatung GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden Baden, 
Telefon 01805/13 66 33 (EUR 0,14 / pro Minute).

me-0180

Entbindung von der Schweigepfl icht 
Wir überprüfen Ihre vor Vertragsschluss gemachten Angaben über Ihren Gesundheitszu-
stand, soweit dies zur Beurteilung der zu versichernden Risiken erforderlich ist und Ihre 
Angaben dazu Anlass bieten.

Generalermächtigung
Zu diesem Zweck befreie ich von ihrer Schweigepfl icht Ärzte, Pfl egepersonen, Bedienstete von 
Krankenhäusern, sonstigen Krankenanstalten, Pfl egeheimen, Personenversicherern, gesetzlichen 
Krankenkassen sowie von Berufsgenossenschaften und Behörden soweit ich dort in den letzten 10 
Jahren vor Antragstellung untersucht, beraten oder behandelt worden bin bzw. versichert war oder 
einen Antrag auf Versicherung gestellt habe. 
Ergeben sich nach Vertragsschluss für den Versicherer konkrete Anhaltspunkte dafür, dass bei der 
Antragstellung unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht wurden und damit die Risikobeur-
teilung beeinfl usst wurde, gilt die vorstehende Schweigepfl ichtentbindung entsprechend – und zwar 
bis zu 10 Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt auch über meinen Tod hinaus. Die Angehörigen der 
Lebensversicherung von 1871 a. G. München selbst entbinde ich von ihrer Schweigepfl icht, sofern die 
erhobenen Gesundheitsdaten im erforderlichen Umfang zur Risikoprüfung an beratende externe Ärzte 
bzw. medizinische Gutachter übermittelt werden.
Die Lebensversicherung von 1871 a. G. München wird mich vor einer Erhebung nach den vorstehen-
den Absätzen unterrichten und mich darauf hinweisen, dass ich der Erhebung widersprechen kann. 

VP    VP2    Ermächtigung für den Einzelfall
Die vorstehende Erklärung möchte ich nicht abgeben. Ich wünsche, dass mich die Lebensversicherung 
von 1871 a. G. München informiert, von welchen Personen oder Einrichtungen eine Auskunft benötigt 
wird. Ich werde dann jeweils entscheiden, ob ich die genannten Personen oder Einrichtungen von 
ihrer Schweigepfl icht durch schriftliche Erklärung entbinde. Werden Todesfall-Leistungen beantragt, 
gelten Abs. 1 und 2 der Generalermächtigung.

me-0164

Fragen bei BU(Z) bei einer Gesamt-Jahresrente 
(intern/extern – inkl. Unfall-BU) ab 19.200 €
Die beantragte BU-Rente inklusive interner/externer Vorversicherungen darf 60 % des Bruttoein-
kommens nicht übersteigen. Dies gilt bis zu einer Gesamt-Jahresrente von 40.000 €. Beachten Sie 
auch die Formblätter zur fi nanziellen Risikoprüfung.

a. Brutto-Jahreseinkommen (Festgehalt) aus nicht selbstständiger oder Einkünfte aus selbst-
ständiger/gewerblicher Tätigkeit der letzten drei Jahre?

Jahr Einkommen in € Jahr Einkommen in € Jahr Einkommen in €

b. Weitere Versorgungsleistungen für den Fall der Berufsunfähigkeit

 Sozialversicherung   Berufsständische Versorgung 
 Beamtenversorgung   Betriebliche Altersversorgung 
 Weitere Versicherungen

Jahresanspruch in €

c. Genaue Tätigkeitsbeschreibung (bitte ggf. entsprechenden Berufsfragebogen einreichen)

Wie hoch ist der jeweilige prozentuale Anteil Ihrer Tätigkeit für:

künstlerische Tätigkeiten

%
kaufmännische Tätigkeiten

%
handwerkliche Tätigkeiten

%

Außendienst

%
aufsichtsführende Tätigkeiten

%
wie viele Personen beaufsich-
tigen Sie

d. Haben Sie innerhalb der letzten 2 Jahre den Beruf gewechselt? Welchen?   Ja   Nein

e. Waren gesundheitliche Gründe Ursache für den Wechsel? Welche?   Ja   Nein

f. Seit wann sind Sie ununterbrochen selbstständig tätig?

mr-0210

Arzt/Ärztin bzw. Heilbehandler/-in 
Welche/-r Arzt/Ärztin bzw. Heilbehandler/-in ist über die Gesundheitsverhältnisse der zu versi-
chernden Person am besten unterrichtet (evtl. Hausarzt/Hausärztin)?

VP Name und vollständige Anschrift, Fachrichtung

VP2 Name und vollständige Anschrift, Fachrichtung

mr-0165

Behandelte Erkrankungen/Verletzungen
Nähere Angaben zu den Gesundheitsfragen, die mit „Ja“ beantwortet wurden.

VP zu Ziff. Art der Erkrankung, Verletzung, betroffene Seite (re/li), Befund der Untersuchung usw.

Wann? Wie lange? Welche Medikamente? Heutige Folgen?

Name, Anschrift der Heilbehandler, Krankenhäuser, Heilstätten usw.

VP2 zu Ziff. Art der Erkrankung, Verletzung, betroffene Seite (re/li), Befund der Untersuchung usw.

Wann? Wie lange? Welche Medikamente? Heutige Folgen?

Name, Anschrift der Heilbehandler, Krankenhäuser, Heilstätten usw.

 Ein gesondertes Schreiben mit  Seiten wird unterschrieben beigefügt.
Angaben, die Sie hier nicht machen möchten, reichen Sie bitte schnellstmöglich schriftlich an die 
LV 1871 nach.

mr-0175



Antrag auf eine Kapitallebens-, Risiko-, Vermögensbildungs-, 
Renten- oder Berufsunfähigkeitsversicherung

L-AA1001/04.08/t

Lebensversicherung
von 1871 a. G. München
Hauptverwaltung:
Maximiliansplatz 5
80333 München

Postanschrift:
80326 München

E-Mail:   info@lv1871.de
Internet: www.lv1871.de

Vorsitzender des 
Aufsichtsrats:
Werner Kunzfeld

Vorstand:
Karl Panzer (Vors.)
Herbert Osterkorn (stv. Vors.)
Dr. Peter Dvorak
Friedrich Knott

Rechtsform:
Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit
Sitz München
AG München HRB 194

Ich bestätige folgende Unterlagen vorab erhalten zu haben:
 Produktinformationsblatt  Vertragsinformationen  Steuerregelungen

 Versorgungsvorschlag  Beitragsdepotrichtlinien  AVB für die Rentenversi-
cherung

 AVB für die Risikoversi-
cherung

 AVB für die BU-Versicherung  AVB für die BU-Versi-
cherung mit erweiterten 
Leistungen (Golden BU)

 AVB für die Rentenversiche-
rung (Honorartarif)

 AVB für die Kapitalversi-
cherung

 AVB für die Vermögensbil-
dungsversicherung

 BB für die BU-Zusatzver-
sicherung mit erweiterten 
Leistungen (Golden BUZ)

 BB für die BU-Zusatzversi-
cherung

 Zusatzbedingung für die 
erhöhte BU-Rente bei BU 
durch Unfall

 BB für die Unfalltod-Zusatz-
versicherung

 BB für die Risiko-Zusatzver-
sicherung

 BB für die Pfl egerenten-Zu-
satzversicherung

 BB für die Hinterbliebenen-
Zusatzversicherung

 BB für die Lebensversi-
cherung mit planmäßiger 
Erhöhung der Beiträge und 
Leistungen (Zuwachsver-
sicherung) ohne erneute 
Gesundheitsprüfung

 BB für die Zeitrenten-Zu-
satzversicherung

 BB für die Zusatzversi-
cherung bei bestimmten 
schweren Erkrankungen 
(Dread Disease)

 BB für die Nachversiche-
rungsgarantie

 Hinweise zur Datenverar-
beitung

 Die Direktversicherung durch 
Gehaltsumwandlung und 
die klassische Direktversi-
cherung

 Die Rückdeckungsversi-
cherung

Ich habe die Unterlagen auf folgendem Weg erhalten:

  E-Mail   CD   USB-Stick

  Antragsbuch   Postversand   Ausdruck

ma-0754 Unterschriften
Zur besonderen Beachtung
Mir ist bekannt, dass die vorstehenden Erklärungen des Versicherungsnehmers und der 
zu versichernden Person wichtige Bestandteile des Vertrages sind. Diese Erklärungen 
enthalten Ermächtigungen zur Entbindung von der Schweigepfl icht und zur Datenüber-
mittlung. Mit meiner Unterschrift mache ich die Erklärungen zum Inhalt dieses Antrages. 
Für den Vertragsinhalt maßgebliche Informationen einschließlich der Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen habe ich vorab erhalten. Ab Zugang des Versicherungsscheines 
besitze ich dann ein 30-tägiges Widerrufsrecht. Sofern auf Dynamik verzichtet wurde, 
erkläre ich, dass ich über die Bedeutung des Verzichts unterrichtet worden bin. Eine 
Zweitschrift des Versicherungsantrages ist für meine Unterlagen bestimmt.

 Angebotsanfrage (Invitatio-Modell)

 Aufgrund dieses Formulars soll lediglich ein konkretes Angebot erstellt werden. Der Vertrag 
kommt erst dann zustande, wenn ich das mir zugesandte Angebot durch gesonderte schriftliche 
Erklärung annehme. Der Versicherungsvertrag kommt drei Tage nach Absenden der Annahme-
erklärung an die LV 1871 zustande. Die LV 1871 dokumentiert den Vertragsschluss nochmals 
durch die Übersendung eines Versicherungsscheines. Ab dessen Zugang besitze ich dann ein 
30-tägiges Widerrufsrecht. Für den Vertragsinhalt maßgebliche Informationen erhalte ich mit 
dem Angebot zugeschickt.

 Mir ist bekannt, dass die vorstehenden Erklärungen des Anfragestellers und der zu versi-
chernden Person wichtige Bestandteile der unverbindlichen Angebotsanfrage sind. Diese Erklä-
rungen enthalten Ermächtigungen zur Entbindung von der Schweigepfl icht und zur Datenüber-
mittlung. Mit meiner Unterschrift mache ich die Erklärungen zum Inhalt der Angebotsanfrage.

 Hinweis zur Angebotsanfrage: 
 Die Felder „Beitragszahlung“ und „Ich bestätige folgende Unterlagen vorab erhalten zu 

haben“ sind nicht auszufüllen/treffen nicht zu. Das Feld „Identifi zierung“ ist immer 
auszufüllen.

Ort Datum

Versicherungsnehmer/-in bzw. Anfragesteller/-in ggf. Firmenstempel

Zu versichernde Person/-en

gesetzl. Vertreter (bei nicht voll geschäftsfähigen 
Personen)

Vermittler/-in

ma-0724t



Anhang zum Antrag

Datum Versicherungsnehmer(in) ggf. mit Firmen-Stempel Vermittler(in)

zu versichernde Person gesetzl. Vertreter (bei nicht voll geschäftsfähigen Personen)

  

Unterschrift nur bei nachträglichen handschriftlichen Eintragungen erforderlich





 



L-R4003/12.07/p – 1 – Steuerhinw RV 

A Einkommensteuer

1. Rentenversicherungen mit sofort beginnender
Rentenzahlung gegen Einmalbeitrag

a) Verträge, die vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Einmalbeiträge zu Rentenversicherungen mit sofort beginnender Renten-
zahlung (Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht) können gem. § 10
Abs. 1 Nr. 2b) bb) EStG zu 88 v. H. i. d. F. bis 31.12.2004 bei der Veranlagung zur
Einkommensteuer im Rahmen der Höchstbeträge für Vorsorgeaufwendungen
des § 10 Abs. 3 EStG i. d. F. bis 31.12.2004 als Sonderausgaben abgezogen
werden.

Dieser Steuervorteil wird durch eine Nachversteuerung rückgängig gemacht,
wenn

der Beitrag vor Ablauf der Vertragsdauer, außer im Leistungsfall (Tod
der versicherten Person) oder in der vereinbarten Rentenzahlung
ganz oder zum Teil zurückgezahlt wird (§ 10 Abs. 5 Nr. 2 EStG i. d. F.
bis 31.12.2004)

oder
die steuerliche Begünstigung wegen eines schädlichen Einsatzes
zur Sicherung oder Tilgung eines Darlehens rückwirkend entfällt
(§ 10 Abs. 2 Satz 2 EStG i. d. F. bis 31.12.2004).

Leistungen 
Leibrenten aus Rentenversicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung
unterliegen als sonstige Einkünfte nur mit dem Ertragsanteil gem. § 22 Nr. 1
Satz 3a) bb) EStG i. d. F. ab 01.01.2005 der Einkommensteuer.

Werden Leibrenten nach dem Tod der versicherten Person während einer
Rentengarantiezeit weitergezahlt, unterliegen diese weiterhin mit ihrem Ertrags-
anteil der Einkommensteuer.

Beiträge, die im Todesfall während der Rentenzahlungszeit zurückgezahlt
werden (Beitragsrückgewähr), sind einkommensteuerfrei.

b) Verträge, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
„Basisrente“
Die Einmalbeiträge zu Rentenversicherungen mit aufgeschobener Renten-
zahlung können bei der Veranlagung zur Einkommensteuer gem. § 10 Abs. 1
Nr. 2b) EStG i. d. F. ab 01.01.2005 als Sonderausgaben abgezogen werden,
wenn

• das Kapitalwahlrecht ausgeschlossen ist 

und
• die Rentenzahlungen nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres beginnen

und
die Ansprüche aus dem Rentenversicherungsvertrag

• nicht vererblich,

• nicht übertragbar,

• nicht beleihbar,

• nicht veräußerbar,

• nicht kapitalisierbar sind

• und darüber hinaus kein Anspruch auf Auszahlungen besteht.

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so handelt es sich um eine sog. Basisrente.

Die Abzugsfähigkeit ist mit anderen abzugsfähigen Beiträgen auf € 20.000,–
begrenzt. Die Quote der Abzugsfähigkeit wächst von 60 v. H. im Jahr 2005
kalenderjährlich um 2 v. H. auf 100 v. H. im Jahr 2025 an. 

„Kapitalanlageprodukt“
Erfüllt der Versicherungsvertrag nicht die Voraussetzungen der Basisrente, liegt
ein sog. Kapitalanlageprodukt vor. Für diese Produkte ist kein Abzug des
Einmalbeitrages als Sonderausgabe möglich.

Leistungen
Rentenleistungen „Basisrente“
Sind die Beiträge wegen der Erfüllung der o. g. Voraussetzungen als
Sonderausgabe abzugsfähig, so sind die Rentenzahlungen mit dem
Besteuerungsanteil zu versteuern, der im Jahr 2005 50 v. H. beträgt und bis zum
Jahr 2040 auf 100 v. H. anwächst (§ 22 Nr. 1 Satz 3a) aa) EStG i. d. F. ab
01.01.2005).

Kapitalanlageprodukt
Rentenleistungen
Sind die Beiträge nicht als Sonderausgaben abzugsfähig, so sind die Renten-
zahlungen gem. § 22 Nr. 1 Satz 3a) bb) EStG i. d. F. ab 01.01.2005 mit dem
Ertragsanteil zu versteuern.

Werden diese Leibrenten nach dem Tod der versicherten Person während einer
Rentengarantiezeit weitergezahlt, unterliegen diese weiterhin mit ihrem Ertrags-
anteil der Einkommensteuer.

Beiträge, die im Todesfall während der Rentenzahlungszeit zurückgezahlt
werden (Beitragsrückgewähr), sind einkommensteuerfrei.

Kapitalleistungen
Der Unterschiedsbetrag zwischen der Versicherungsleistung und dem auf sie
entrichteten Beitrag unterliegt gem. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 EStG i. d. F. ab
01.01.2005 im Erlebensfall oder bei Rückkauf des Vertrages zu 100 v. H. der
Einkommensteuer.

Er unterliegt gem. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 EStG i. d. F. ab 01.01.2005 nur zur
Hälfte der Einkommensteuer, wenn 

• die Versicherungsleistung nach Ablauf des 60. Lebensjahres

und 
• nach Ablauf von 12 Jahren erfolgt.

Von dem zu versteuernden Betrag ist Kapitalertragsteuer einzubehalten.

2. Rentenversicherungen mit aufgeschobener
Rentenzahlung gegen laufende Beitragsleistung

a) Verträge, die vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen
Beiträge zu Rentenversicherungen mit aufgeschobener Rentenzahlung gegen
laufende Beitragsleistung können gem. § 10 Abs. 1 Nr. 2b) bb) oder cc) EStG
i. d. F. bis 31.12.2004 zu 88 v. H. bei der Veranlagung zur Einkommensteuer im
Rahmen der Höchstbeträge für Vorsorgeaufwendungen des § 10 Abs. 3 EStG
i. d. F. bis 31.12.2004 als Sonderausgaben abgezogen werden, wenn das Recht,
anstelle der Renten eine einmalige Kapitalzahlung verlangen zu können
(Kapitalwahlrecht), ausgeschlossen ist (§ 10 Abs. 1 Nr. 2b) bb) EStG i. d. F. bis
31.12.2004)
oder

wenn eine mindestens 5-jährige Beitragszahlungsdauer vereinbart ist 
und 

die Aufschubfrist bis zum Beginn der Rentenzahlung mindestens
12 Jahre* beträgt 

und 
die Ausübung des Kapitalwahlrechts vor Ablauf von 12 Jahren
vertraglich ausgeschlossen ist. (§ 10 Abs. 1 Nr. 2b) cc) EStG i. d. F.
bis 31.12.2004) 

Die steuerliche Berücksichtigung entfällt ggf. rückwirkend, wenn die Versiche-
rungsansprüche in steuerschädlichen Fällen der Sicherung oder Tilgung von
Darlehen dienen (§ 10 Abs. 2 Satz 2 EStG i. d. F. bis 31.12.2004).

Rentenversicherungen mit aufgeschobener Rentenzahlung und mit Kapital-
wahlrecht können steuerlich nicht berücksichtigt werden, wenn die Beitrags-
zahlungsdauer weniger als 5 Jahre oder die Aufschubfrist bis zum Beginn der
Rentenzahlung weniger als 12 Jahre* beträgt bzw. das Kapitalwahlrecht vor
Ablauf von 12 Jahren seit Vertragsabschluß ausgeübt werden kann. Die
laufenden Beiträge zu diesen Rentenversicherungen können bei der Veran-
lagung zur Einkommensteuer nicht als Sonderausgaben abgezogen werden.

Allgemeine Angaben über die Steuerregelungen
Private Rentenversicherungen



Leistungen
Rentenleistungen
Leibrenten aus Rentenversicherungen mit aufgeschobener Rentenzahlung
unterliegen als sonstige Einkünfte nur mit dem Ertragsanteil gem. § 22 Nr. 1
Satz 3a) bb) EStG i. d. F. ab 01.01.2005 der Einkommensteuer.

Mit dem Ertragsanteil werden nur die Zinsen aus den laufenden Renten erfasst.
In den Renten enthaltene Zinsen, die während der Aufschubfrist erzielt wurden,
bleiben deshalb steuerfrei.

Werden Leibrenten nach dem Tod der versicherten Person während einer
Rentengarantiezeit weitergezahlt, unterliegen diese weiterhin mit ihrem
Ertragsanteil der Einkommensteuer.

Kapitalleistungen
Beiträge, die im Todesfall während der Aufschubfrist zurückgezahlt werden
(Beitragsrückgewähr), sind einkommensteuerfrei, wenn der Vertrag die
Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 2b) bb) oder cc) EStG i. d. F. bis 31.12.2004
(s. o.) für eine steuerliche Begünstigung erfüllt.

Andere Leistungen als die Beitragsrückgewähr (z. B. Rückkaufswerte oder
Kapitalabfindungen) sind vor Beginn der Rentenzahlung ebenfalls in vollem
Umfang einkommensteuerfrei, wenn sie

aus einer steuerlich begünstigten Rentenversicherung stammen
(s. o.)

und
mit Beiträgen (einer gleichartigen Versicherung) verrechnet werden

oder
im Versicherungsfall (Tod der versicherten Person oder Ende der
Aufschubfrist) ausgezahlt werden

oder
im Falle einer Kündigung des Vertrages nach Ablauf von 12 Jahren
ausgezahlt werden.

Werden diese Voraussetzungen nicht eingehalten oder stammen die Leistungen
aus steuerlich nicht begünstigten Rentenversicherungen, sind die in den
Leistungen enthaltenen Zinsen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 6 i. d. F. bis 31.12.2004
EStG einkommensteuerpflichtig. Die Zinsen können ferner ganz oder teilweise
zu versteuern sein, wenn Ansprüche aus begünstigten Rentenversicherungen in
steuerschädlichen Fällen der Sicherung oder Tilgung von Darlehen dienten (§ 10
Abs. 2 Satz 2 EStG i. d. F. bis 31.12.2004).

Von den zu versteuernden Zinsen ist Kapitalertragsteuer einzubehalten.

b) Verträge, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Für die steuerliche Behandlung von Beitragszahlungen aus Rentenversiche-
rungen mit aufgeschobener Rentenzahlung gegen laufende Beiträge gelten die
Hinweise zu den Beitragszahlungen in Tz 1b) in gleicher Weise.

Leistungen
Für die steuerliche Behandlung von Rentenleistungen aus Rentenversiche-
rungen mit aufgeschobener Rentenzahlung gegen laufende Beiträge gelten die
Hinweise zur Leistungsbesteuerung in Tz 1b) in gleicher Weise.

3. Rentenversicherungen mit aufgeschobener
Rentenzahlung gegen Einmalbeitrag

a) Verträge, die vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Einmalbeiträge zu Rentenversicherungen mit aufgeschobener Rentenzahlung
(Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht) können gem. § 10 Abs. 1 Nr. 2b)
bb) EStG zu 88 v. H. i. d. F. bis 31.12.2004 bei der Veranlagung zur Einkommen-
steuer im Rahmen der Höchstbeträge für Vorsorgeaufwendungen des § 10
Abs. 3 EStG i. d. F. bis 31.12.2004 als Sonderausgaben abgezogen werden.

Dieser Steuervorteil wird durch eine Nachversteuerung rückgängig gemacht,
wenn

• der Beitrag vor Ablauf der Vertragsdauer, außer im Leistungsfall (Tod der
versicherten Person) oder in der vereinbarten Rentenzahlung ganz oder
zum Teil zurückgezahlt wird (§ 10 Abs. 5 Nr. 2 EStG i. d. F. bis 31.12.2004)

oder
• die steuerliche Begünstigung wegen eines schädlichen Einsatzes zur

Sicherung oder Tilgung eines Darlehens rückwirkend entfällt (§ 10 Abs. 2
Satz 2 EStG i. d. F. bis 31.12.2004).

Rentenversicherungen gegen Einmalbeitrag mit aufgeschobener Rentenzahlung
mit Kapitalwahlrecht können steuerlich nicht berücksichtigt werden. 

Leistungen
Rentenleistungen
Für die steuerliche Behandlung von Rentenleistungen aus Rentenversiche-
rungen mit aufgeschobener Rentenzahlung gegen Einmalbeitrag gelten die
Hinweise zur Leistungsbesteuerung in Tz 1a) in gleicher Weise.

Kapitalleistungen
Werden Kapitalleistungen ausgezahlt, sind die in den Leistungen enthaltenen
Zinsen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 6 i. d. F. bis 31.12.2004 EStG einkommensteuer-
pflichtig. Von den zu versteuernden Zinsen ist Kapitalertragsteuer einzubehalten.

b) Verträge, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Für die steuerliche Behandlung von Beitragszahlungen aus Rentenversiche-
rungen mit aufgeschobener Rentenzahlung gegen Einmalbeitrag gelten die
Hinweise zu den Beitragszahlungen in Tz 1b) in gleicher Weise.

Leistungen
Für die steuerliche Behandlung von Leistungen aus Rentenversicherungen mit
aufgeschobener Rentenzahlung gegen Einmalbeitrag gelten die Hinweise zur
Leistungsbesteuerung in Tz 1b) in gleicher Weise.

4. Rentenversicherungen mit dynamischem Zuwachs von
Leistung und Beitrag (Zuwachsversicherungen)

Zuwachsversicherungen sind Rentenversicherungen mit aufgeschobener
Rentenzahlung gegen laufende Beitragsleistung. 

Es gelten die Hinweise in Tz 2. mit folgender Einschränkung, wenn die Verträge
vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden.

Verträge deren Beiträge
• um mehr als 20 v. H. des Vorjahresbeitrags ansteigen oder

• um mehr als € 250 pro Jahr ansteigen oder 

• innerhalb der ersten fünf Jahre auf mehr als € 4.800 angehoben werden
und der erste Beitrag mindestens € 480 beträgt,

könnten gem. § 42 AO als rechtsmissbräuchlich angesehen werden, mit der
Folge, dass die Zinsen der als rechtsmissbräuchlich angesehenen Vertragsteile
steuerpflichtig werden.

5. Zusatzversicherungen zu Rentenversicherungen
(Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherungen,
Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherungen,
Pflegerenten-Zusatzversicherungen, Unfalltod-
Zusatzversicherungen, Dread-Disease-
Zusatzversicherungen, Risiko-Zusatzversicherungen)

a) Verträge, die vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Beiträge, die auf Zusatzversicherungen zu steuerlich berücksichtigungsfähigen
Rentenversicherungen gegen laufende Beitragsleistung i. S. d. § 10 Abs. 1
Nr. 2b EStG i. d. F. bis 31.12.2004 entfallen, können wie die Beiträge für die
Hauptversicherung im Rahmen der Höchstbeträge für Vorsorgeaufwendungen
des § 10 Abs. 3 i. d. F. bis 31.12.2004 als Sonderausgaben abgezogen werden. 
Dagegen sind Beiträge für Zusatzversicherungen zu steuerlich nicht berück-
sichtigungsfähigen Rentenversicherungen keine Sonderausgaben.

Leistungen
Rentenleistungen
Renten aus Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherungen sind als zeitlich begrenzte
Leibrente mit dem Ertragsanteil gem. § 55 EStDV oder bei lebenslanger Zahlung
mit dem Ertragsanteil gem. § 22 Nr. 1 Satz 3a) bb) EStG i. d. F. ab 01.01.2005 zu
versteuern.

Zeitrenten sind als wiederkehrende Bezüge in voller Höhe zu versteuern.

Witwen-/Witwerrenten unterliegen gem. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a bb) EStG
i. d. F. ab 01.01.2005 mit dem Ertragsanteil für Leibrenten der Einkommen-
steuer. Waisenrenten, die nur bis zu einem Höchstalter des Kindes gezahlt
werden, sind als zeitlich begrenzte Leibrenten mit dem Ertragsanteil aus § 55
EStDV zu versteuern.

Renten aus Pflegerenten-Zusatzversicherungen sind gem. § 22 Nr. 1 Satz 3
Buchst. a bb) EStG i. d. F. ab 01.01.2005 als Leibrenten oder – bei ggf. zeitlich
begrenzter Rentenzahlung – als abgekürzte Leibrenten gem. § 55 EStDV zu
versteuern.

Kapitalleistungen
Kapitalleistungen aus Unfalltod-Zusatzversicherungen, Dread-Disease-Zusatz-
versicherungen oder Risiko-Zusatzversicherungen sind einkommensteuerfrei,
wenn die Hauptversicherung gem. § 10 Abs. 1 Nr. 2b) bb) oder cc) EStG i. d. F.
bis 31.12.2004 steuerlich begünstigt ist (s. Tz. 2a).

b) Verträge, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Zusatzversicherungen zu „Basisrenten“
Beiträge zu folgenden Zusatzversicherungen können wie Beiträge zur Basis-
rentenhauptversicherung als Sonderausgaben gem. § 10 Abs. 1 Nr. 2b) EStG
i. d. F. ab 01.01.2005 abgezogen werden (S. 1.b), wenn die Hauptversicherung
die Voraussetzungen der Basisrente erfüllt und die Beiträge der Hauptver-
sicherung mehr als 50 v. H. der gesamten Beitragssumme ausmachen.

• Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung

• Erwerbsminderungs-Zusatzversicherung

• Hinterbliebenen-Zusatzversicherung

Die Abzugsfähigkeit ist mit anderen abzugsfähigen Beiträgen auf € 20.000,–
begrenzt. Die Quote der Abzugsfähigkeit wächst von 60 v. H. im Jahr 2005
kalenderjährlich um 2 v. H. auf 100 v. H. im Jahr 2025 an.
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Der Einschluss weiterer Zusatzversicherungen ist nicht möglich, wenn der
Hauptversicherungsvertrag die Voraussetzungen der Basisrente erfüllt.

Zusatzversicherungen zu „Kapitalanlageprodukten“
Erfüllt der Hauptersicherungsvertrag nicht die Voraussetzungen der Basisrente,
liegt ein sog. Kapitalanlageprodukt vor. Bei diesen Produkten ist auch für sämt-
liche Zusatzversicherungen kein Abzug der Beiträge als Sonderausgabe möglich.

Leistungen
Rentenleistungen
Zusatzversicherungen zu „Basisrenten“
Renten aus Zusatzversicherungen zu Basisrentenversicherungen sind mit dem
Besteuerungsanteil zu versteuern, der im Jahr 2005 50 v. H. beträgt und bis zum
Jahr 2040 auf 100 v. H. anwächst (§ 22 Nr. 1 Satz 3 a) aa) EStG i. d. F. ab
01.01.2005).

Zusatzversicherungen zu „Kapitalanlageprodukten“
Renten aus Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherungen sind als zeitlich begrenzte
Leibrenten mit dem Ertragsanteil gem. § 55 EStDV oder bei lebenslanger
Zahlung mit dem Ertragsanteil gem. § 22 Nr. 1 Satz 3a) bb) EStG i. d. F. ab
01.01.2005 zu versteuern.

Witwen-/Witwerrenten unterliegen gem. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a EStG i. d. F.
ab 01.01.2005 mit dem Ertragsanteil für Leibrenten der Einkommensteuer.
Waisenrenten, die nur bis zu einem Höchstalter des Kindes gezahlt werden, sind
als zeitlich begrenzte Leibrenten mit dem Ertragsanteil gem. § 55 EStDV zu
versteuern.

Renten aus Pflegerenten-Zusatzversicherungen sind mit dem Ertragsanteil gem.
§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a bb) EStG i. d. F. ab 01.01.2005 als Leibrenten oder –
bei ggf. zeitlich begrenzter Rentenzahlung – als abgekürzte Leibrenten mit dem
Ertragsanteil gem. § 55 EStDV zu versteuern.

Kapitalleistungen
Kapitalleistungen aus Unfalltod-Zusatzversicherungen, oder dem zusätzlichen
Todesfallschutz sind gem. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 EStG i. d. F. ab 01.01.2005
nicht steuerbar, weil diese Versicherungen nur im Versicherungsfall zahlen und
damit kein Rückkauf und keine Erlebensfallleistung vorliegt.

6. Selbständige Berufsunfähigkeits-Versicherungen

a) Verträge, die vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Zu den steuerlich begünstigten Versicherungen auf den Todes- und Erlebensfall
gehören gem. § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG i. d. F. bis 31.12.2004 auch selbständige
Berufsunfähigkeits-Versicherungen. Beiträge zu diesen Versicherungsverträgen
können im Rahmen der Höchstbeträge für Vorsorgeaufwendungen des § 10
Abs. 3 EStG i. d. F. bis 31.12.2004 als Sonderausgaben abgezogen werden.

Leistungen
Renten aus selbständigen Berufsunfähigkeits-Versicherungen sind als zeitlich
begrenzte Leibrenten mit dem Ertragsanteil gem. § 55 EStDV zu versteuern.
Lässt sich die Dauer der Rentenzahlung bei Beginn der Berufsunfähigkeit nicht
bestimmen, ist die voraussichtliche Laufzeit zu schätzen.

Selbständige Berufsunfähigkeitsrenten, die voraussichtlich lebenslang gezahlt
werden, sind als Leibrenten mit dem Ertragsanteil gem. § 22 Nr. 1 Satz 3a)
i. d. F. ab 01.01.2005 EStG zu versteuern.

b) Verträge, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Beiträge zu selbständigen Berufsunfähigkeitsversicherungen können gem. § 10
Abs. 1 Nr. 3a EStG i. d. F. ab 01.01.2005 als Sonderausgaben abgezogen werden.

Die Abzugsfähigkeit ist mit anderen abzugsfähigen Beiträgen gem. § 10 Abs. 4
EStG i. d. F. ab 01.01.2005 auf € 2.400,– bzw. € 1.500,– begrenzt. 

Leistungen
Renten aus Berufsunfähigkeits-Versicherungen sind als zeitlich begrenzte
Leibrenten mit dem Ertragsanteil gem. § 55 EStDV zu versteuern. Lässt sich die
Dauer der Rentenzahlung bei Beginn der Berufsunfähigkeit nicht bestimmen, ist
die voraussichtliche Laufzeit zu schätzen.

Berufsunfähigkeitsrenten, die voraussichtlich lebenslang gezahlt werden, sind als
Leibrenten mit dem Ertragsanteil gem. § 22 Nr. 1 Satz 3a) i. d. F. bis 31.12.2004
EStG zu versteuern.

7. Selbständige Berufsunfähigkeits-Versicherungen mit
Beitragsrückgewähr

a) Verträge, die vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen
Es gelten die Ausführungen zu Tz. 6 a) in gleicher Weise.

Leistungen
a) Rentenleistungen
Zu den Rentenleistungen gelten die Ausführungen in Tz. 6 a) "Leistungen" in
gleicher Weise.

b) Kapitalleistungen aus Selbständigen Berufsunfähigkeits-Versicherungen mit
Beitragsrückgewähr
Kapitalleistungen aus Selbständigen Berufsunfähigkeits-Versicherungen mit
Beitragsrückgewähr sind gem. § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG i. d. F. bis 31.12.2004 in
vollem Umfang einkommensteuerfrei, wenn sie frühestens nach Ablauf von 12
Jahren ausgezahlt werden.

Wird diese Voraussetzung nicht eingehalten, sind die in den Leistungen
enthaltenen Zinsen aus den Selbständigen Berufsunfähigkeits-Versicherungen
mit Beitragsrückgewähr gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 EStG i. d. F. bis
31.12.2004 einkommensteuerpflichtig. Die Zinsen können ferner ganz oder
teilweise zu versteuern sein, wenn Ansprüche aus begünstigten Selbständigen
Berufsunfähigkeits-Versicherungen mit Beitragsrückgewähr in steuerschäd-
lichen Fällen der Sicherung oder Tilgung von Darlehen dienen (§ 10 Abs. 2 Satz 2
EStG i. d. F. bis 31.12.2004).

Von den zu versteuernden Zinsen ist  Kapitalertragsteuer einzubehalten.

b) Verträge, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden 

Beitragszahlungen 
Zu den Beitragszahlungen gelten die Ausführungen in Tz. 6 b) in gleicher Weise. 

Leistungen
a) Rentenleistungen
Zu den Rentenleistungen gelten die Ausführungen in Tz. 6 b) "Leistungen" in
gleicher Weise.

b) Kapitalleistungen aus Selbständigen Berufsunfähigkeits-Versicherungen mit
Beitragsrückgewähr
Der Unterschiedsbetrag zwischen der Versicherungsleistung und den auf sie
entrichteten Beiträgen unterliegt gem. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 EStG i. d. F. ab
01.01.2005 im Erlebensfall zu 100 v. H. der Einkommensteuer.

Er unterliegt gem. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 EStG i. d. F. ab 01.01.2005 nur zur
Hälfte der Einkommensteuer, wenn 

• die Versicherungsleistung nach Ablauf des 60. Lebensjahres 

und 
• nach Ablauf von 12 Jahren erfolgt. 

Von dem zu versteuernden Betrag ist Kapitalertragsteuer einzubehalten.
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B Erbschaftsteuer/Schenkungssteuer
Ansprüche oder Leistungen aus Rentenversicherungen und evtl. Zusatzver-
sicherungen unterliegen der Schenkungs- bzw. Erbschaftsteuer, wenn sie
aufgrund einer Schenkung des Versicherungsnehmers oder bei dessen Tod als
Erwerb von Todes wegen (z. B. aufgrund eines Bezugsrechts oder als Teil des
Nachlasses) erworben werden.

Erhält der Versicherungsnehmer die Versicherungsleistung, ist sie nicht erb-
schaftsteuerpflichtig. (Hinweis: Für Direktversicherungen gelten besondere
Regelungen)

C Versicherungsteuer
Beiträge zu Rentenversicherungen und Beiträge zu den Zusatzversicherungen
sind von der Versicherungsteuer befreit.

* Für Versicherungsnehmer, die am 31.12.1990 ihren Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt in Ost-Berlin oder den neuen Bundesländern
hatten, kann ggf. eine bis auf 6 Jahre verkürzte Versicherungsdauer gelten,
wenn der Versicherungsvertrag vor 1997 abgeschlossen wurde.

** Für die Vollständigkeit und Richtigkeit dieser allgemeinen Angaben über die
Steuerregelungen können wir keine Gewähr übernehmen. Sie ersetzen
nicht die im Einzelfall erforderliche steuerliche Beratung. Die Angaben
beruhen auf den nach derzeitigem Stand (Dezember 2007) geltenden
Rechtsvorschriften; künftige Änderungen sind möglich.

L-R4003/12.07/p – 4 – Steuerhinw RV 

 



Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertrags-
verhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV
einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor mißbräuchlichen
Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns
bekanntgegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung
zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung
und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines
Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht
oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle
erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, daß das schutzwürdige
Interesse des Betroffenen an dem  Ausschluß der Verarbeitung oder Nutzung
überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und
im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrund-lage für die Datenverarbeitung ist in
Ihren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklarung nach dem BDSG
aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungs-
vertrages hinaus, endet jedoch - außer in der Lebens- und Unfallversicherung -
schon mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen
Widerruf, der allerdings den Grundsätzen von Treu und Glauben unterliegt. Wird
die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen,
kommt es unter Umständen nicht zu einem Vertragsabschluß. Trotz Widerruf
oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Daten-
verarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen,
wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Erklärungen zur Entbindung von der Schweigepflicht und zum
Datenschutz
Daneben setzt auch die Überrnittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schwei-
gepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung
(Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbin-
dungsklausel enthalten.

Im folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die
Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag
versicherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernummer),
Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie
erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sach-
verständigen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versiche-
rungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von
Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit oder bei
Ablauf einer Lebensversicherung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in
vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab.
Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungs-
technische Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall
auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schaden-
beurteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen Unterlagen
zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer
weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung,
jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die
Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände

anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle
oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte,
bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmißbrauch zu
verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzu-
klären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten
oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher
Forderungsübergang) eines Austausches von personenbezogenen Daten unter
Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name
und Anschrift, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben
zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur
Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhin-
derung von Versicherungsmißbrauch Anfragen an den zuständigen Fachverband
bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen
anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen bei den Fachverbänden
zentrale Hinweissysteme.

Solche Hinweissysteme gibt es u. a. beim Verband der Lebensversicherungs-
Unternehmen. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung
erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden
dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Beispiele:

• Aufnahme von Sonderrisiken, z.B. Ablehnung des Risikos bzw.
Annahme mit Beitragszuschlag
- aus versicherungsmedizinischen Gründen, 
- aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer,
- wegen verweigerter Nachuntersuchung;

• Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des
Versicherers;

• Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers wegen
geforderter Beitragszuschläge.

Zweck: Risikoprüfung.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Untemehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung)
und andere Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen,
Immobilien) werden durch rechtlich selbständige Unternehmen betrieben. Um
den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können,
arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das
Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal ge-
speichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe
abschließen; und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr
Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-,
Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung
geführt.

Dabei sind die sogenannten Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kunden-
nummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unter-
nehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer
richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner
genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne
Rückfragen korrekt gebucht werden.

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen
nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen
Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das
Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des
Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten –
wie z. B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten bleiben dagegen unter ausschließ-
licher Verfügung der jeweiligen Unternehmen.

Hinweise zur Datenverarbeitung
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Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und die Vermittler zur
umfassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanz-
dienstleistungen (z. B. Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien)
auch mit Kreditinstituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesell-
schaften außerhalb der Gruppe zusammen.

Die Zusammenarbeit besteht in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen
Produkte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. So vermit-
teln z. B. die Kreditinstitute im Rahmen einer Kundenberatung/-betreuung
Versicherungen als Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten.
Für die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden
Ausführungen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienst-
leistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperations-
partner werden Sie durch einen mit unserem Hause zusammenarbeitenden
Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienst-
leistungen berät. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch
Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusammenarbeit bei Finanz-
dienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und
Immobiliengesellschaften u. a.

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu
diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungs-
nummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der
Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren

Partnerunternehmen Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B.
Abschluß und Stand Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich zum Zweck von
Vertragsanpassungen in der Personenversicherung können an den zuständigen
Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden.

Die Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten
im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Sie werden
von uns auch über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder
Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des
Bundesdatenschutzgesetzes und seine besonderen Verschwiegenheits-
pflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem
eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter
bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder
Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte
an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten unseres Hauses. Richten Sie
auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder
Löschung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an die
Hauptverwaltung der LV 1871.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Berufsunfähigkeits-
Versicherung mit erweiterten Leistungen (Golden BU)

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner;
für unser Versicherungsverhältnis gelten die nachfolgenden
Bedingungen.

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Versicherungsbedingungen Besondere Bedingungen für die Nachversicherungsgarantie in der
Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)Versicherung

§ 1 Was ist versichert? 2 § 1 Was versteht man unter Nachversicherungsgarantie für die
Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)Versicherung? 10

§ 2 Was ist Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen? 2
§ 2 Wann können Sie eine Nachversicherung beantragen? 10

§ 3 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen? 3
§ 3 Wie wird die Nachversicherung abgeschlossen? 10

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz? 3
§ 4 Wie hoch darf die nachzuversichernde jährliche

§ 5 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beachten? 3 Berufsunfähigkeitsrente sein? 10

§ 6 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen? 4 § 5 Welche Vereinbarungen gelten für die Nachversicherung? 10

§ 7 Wann können Sie Ihre Versicherung beitragsfrei stellen oder § 6 Wann ist eine Nachversicherung ohne erneute Gesundheitsprüfung
kündigen? 4 ausgeschlossen? 10

§ 8 Welchen Stornoabzug erheben wir bei Kündigung oder
Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung (Vertragsstrafen)? 4

§ 9 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht? 5

§ 10 Welche Mitwirkungspflichten (Obliegenheiten) sind zu beachten,
wenn Leistungen wegen Berufsunfähigkeit verlangt werden? 6

§ 11 Wann geben wir eine Erklärung über unsere Leistungspflicht ab? 6

§ 12 Was gilt für die Nachprüfung der Berufsunfähigkeit? 6

§ 13 Was gilt bei Verletzung der Mitwirkungspflichten (§§ 10, 12) nach
Eintritt der Berufsunfähigkeit? 6

§ 14 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift und Ihres Namens? 6

§ 15 Was gilt, wenn die versicherte Person ihren Wohnsitz in das Ausland
verlegt? 6

§ 16 Wer erhält die Versicherungsleistung? 6

§ 17 Wie werden die Abschluss- und Vertriebskosten verrechnet? 7

§ 18 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in Rechnung? 7

§ 19 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung? 7

§ 20 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung? 8

§ 21 Wo ist der Gerichtsstand? 8

§ 22 Welche der vorstehenden Bestimmungen können geändert werden? 9

§ 23 Wann verjähren die Ansprüche aus Ihrer Versicherung? 9

Anhang der AVB zur Kündigung und Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung 9

ohlemeyerc
Stempel
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§ 1 Was ist versichert? - bei der Beschreibung der bisherigen Berufstätigkeit (ggf. auch durch
Leistungsumfang einen persönlichen Besuch)
1. Wird die versicherte Person während der Dauer dieser Versicherung zu - beim Nachweis der gesundheitlichen Beeinträchtigung, wenn unklar

mindestens 50 % berufsunfähig, so erbringen wir folgende Versiche- ist, durch wen die erforderlichen medizinischen Auskünfte zu erteilen
rungsleistungen: sind
a) Zahlung der versicherten Berufsunfähigkeitsrente; - bei Fragen zu einer Rehabilitation (medizinisch und berufskundlich)
b) volle Befreiung von der Beitragszahlungspflicht. - bei Berufsfindungsmaßnahmen, z. B. durch die Benennung der je-

weils zuständigen Stellen
2. Bei einem geringeren Grad der Berufsunfähigkeit besteht Anspruch auf - bei Selbstständigen zu Fragen einer betrieblichen Umgestaltung.

diese Versicherungsleistungen nur bei Pflegebedürftigkeit (vgl. § 2
Abs. 5 bis 8). Sonderleistungen

12. Sie haben Anspruch auf
3. Die Rente zahlen wir monatlich im Voraus. a) Wiedereingliederungshilfe.

Wenn unsere Leistungspflicht endet, weil die versicherte Person
4. Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Rente entsteht vorbehaltlich gem. § 12 Abs. 1 aufgrund neu erworbener beruflicher Fähigkei-

des Abs. 5 mit Ablauf des Monats, in dem die Berufsunfähigkeit einge- ten wieder eine Tätigkeit ausübt, zahlen wir als besondere Wieder-
treten ist. Tritt die Pflegebedürftigkeit gemäß § 2 Abs. 5 ein, so erbrin- eingliederungshilfe eine einmalige Abschlusszahlung in Höhe von
gen wir unsere Leistungen bereits rückwirkend zum Ende des Monats sechs Monatsrenten, höchstens jedoch 6.000 EUR. Die Wieder-
ab Beginn des dort vorausgesetzten sechsmonatigen Zeitraumes. eingliederungshilfe rechnen wir bei einem Wiedereintritt der Be-

rufsunfähigkeit aus gleichem medizinischen Grund innerhalb von
5. Ist eine Karenzzeit vereinbart, so entsteht der Anspruch auf die Rente sechs Monaten auf neu entstehende Rentenansprüche an.

erst mit dem Ablauf der Karenzzeit, sofern die Berufsunfähigkeit nach b) Kostenbeihilfe von 550 EUR nach erfolgreichem Abschluss einer
Abs. 1 bzw. 2 während der Karenzzeit ununterbrochen bestanden hat ärztlich verordneten und von einem gesetzlichen oder privaten
und bei deren Ablauf noch andauert. Kostenträger genehmigten Rehabilitationsmaßnahme. Die Beihilfe

Wir erbringen Leistungen nur für die Zeit nach dem Ablauftermin. kann während der Dauer dieser Versicherung bis zu dreimal in
Endet die Berufsunfähigkeit und tritt innerhalb von 24 Monaten danach Anspruch genommen werden.
erneut Berufsunfähigkeit aufgrund derselben Ursache ein, so werden
bereits zurückgelegte Karenzzeiten berücksichtigt. § 2 Was ist Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen?

1. Vollständige Berufsunfähigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person
6. Ist eine gegenüber der Versicherungsdauer längere Leistungsdauer infolge Krankheit, Körperverletzung oder mehr als altersentsprechen-

vereinbart, so werden Ansprüche, die durch Eintritt der Berufsunfähig- den Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen sind, voraussichtlich sechs
keit vor Ablauf der Versicherungsdauer entstanden sind, auch dann Monate ununterbrochen ihren zuletzt ausgeübten Beruf, so wie er ohne
noch anerkannt, wenn sie nach Ablauf der Versicherungsdauer geltend gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war, nicht mehr aus-
gemacht werden. üben kann bzw. sechs Monate nicht mehr ausüben konnte und auch

keine andere Tätigkeit ausübt, die ihrer bisherigen Lebensstellung ent-
7. Bis zur Entscheidung über die Leistungspflicht müssen Sie die Beiträ- spricht.

ge in voller Höhe weiter entrichten; wir werden diese jedoch bei Aner- Eine der bisherigen Lebensstellung entsprechende berufliche Tä-
kennung der Leistungspflicht zurückzahlen und ab Beginn des Monats, tigkeit wird ausgeübt, wenn das erzielte Einkommen nicht spürbar un-
der dem Eingang der für die Leistungsprüfung erforderlichen Unterla- ter das Niveau des zuletzt erzielten Einkommens absinkt und die so-
gen gemäß § 10 Abs. 1 folgt, in Höhe des jeweils geltenden Zinssatzes ziale Wertschätzung vergleichbar ist. Die Höhe einer zumutbaren Min-
für Depoteinlagen bei der LV 1871 verzinsen. derung des Einkommens wird individuell in Bezug auf die vor Eintritt der

Wenn die Unterlagen gemäß § 10 Abs. 1 a) und c) eingereicht Berufsunfähigkeit bestehende Situation unter Berücksichtigung der
sind, stunden wir auf Antrag zinslos die künftig fälligen Beiträge bis zur höchstrichterlichen Rechtsprechung geprüft. Bei durchschnittlichen
endgültigen Entscheidung über die Leistungspflicht. Im Falle der Ab- Einkommen gilt regelmäßig eine Minderung bis zu 20 Prozent als zu-
lehnung der Leistung können Sie nach Vereinbarung innerhalb eines mutbar. Bei niedrigen Einkommen oder hohen Unterhaltsverpflichtun-
Zeitraums von 24 Monaten die gestundeten Beiträge in halbjährlichen, gen kann die zumutbare Minderung allerdings auch deutlich niedriger
vierteljährlichen oder monatlichen Raten nachzahlen. sein, während bei hohen Einkommen auch Minderungen über 20 Pro-

zent als zumutbar gelten können.
8. Haben Sie bei Ihrer Versicherung eine Beitragsrückgewähr (Tarif Die Berufsunfähigkeit gilt ab Beginn dieses sechsmonatigen Zeit-

SBUR) vereinbart, so erhalten Sie die gezahlten Bruttobeiträge ohne raums als eingetreten.
Zinsen, ohne Stückkosten und ohne Ratenzuschläge zurück, wenn die Vollständige Berufsunfähigkeit liegt ebenfalls vor, wenn ein Träger
versicherte Person den vereinbarten Ablauf der Versicherung erlebt und der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland eine unbefristete
bis dahin kein Anspruch auf Berufsunfähigkeitsleistungen entstanden Erwerbsunfähigkeitsrente oder eine Berufsunfähigkeitsrente wegen
ist. Haben wir nur vorübergehend Berufsunfähigkeitsleistungen er- hundertprozentiger Berufsunfähigkeit allein aus medizinischen Grün-
bracht, so zahlen wir die Beiträge zurück, die seit Wegfall der letzten den anerkennt und die versicherte Person bei Eintritt des Versiche-
Berufsunfähigkeit entrichtet worden sind. rungsfalls das 55. Lebensjahr vollendet hat.

Leistungsdauer 2. Teilweise Berufsunfähigkeit liegt vor, wenn die in Absatz 1 genannten
9. Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Zahlung einer Berufsunfähig- Voraussetzungen nur in einem bestimmten Grad voraussichtlich sechs

keitsrente erlischt, Monate erfüllt sind.
- wenn der Grad der Berufsunfähigkeit unter 50 % sinkt,
- bei Pflegebedürftigkeit spätestens, wenn die versicherte Person bei 3. Bei der Prüfung der Berufsunfähigkeit ist der zuletzt ausgeübte Beruf,
weniger als drei der in § 2 Abs. 6 aufgeführten Verrichtungen täglich so wie er ohne gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war,
der Hilfe einer anderen Person bedarf, maßgebend. Sofern die versicherte Person infolge einer fortschreiten-

- wenn die versicherte Person stirbt oder den Krankheit oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls ihren
- bei Ablauf der vertraglichen Leistungsdauer. Beruf leidensbedingt geändert hat, ist für die Frage, ob Berufsunfähig-

keit vorliegt, der bei Eintritt des Leidens ausgeübte Beruf maßgebend.
10. Soweit eine "lebenslange" Berufsunfähigkeitsrente vereinbart wurde, Scheidet die versicherte Person endgültig aus dem Berufsleben aus

wird die "lebenslange" Rentenleistung dadurch erreicht, dass nach Ab- und werden innerhalb von drei Jahren Leistungen wegen Berufsunfä-
lauf der Versicherungsdauer der Berufsunfähigkeitsversicherung (min- higkeit beantragt, so ist bei der Anwendung der Abs. 1 und 2 der zu-
destens Endalter 65) eine Kapitalleistung in Form einer lebenslangen letzt ausgeübte Beruf und die hiervon ausgehende Lebensstellung
Altersrente gezahlt wird, wenn zwischen dem 50. Lebensjahr und dem Grundlage für eine Prüfung der Ansprüche. Werden zu einem späteren
Ablauf der Versicherungsdauer der Berufsunfähigkeitsversicherung Zeitpunkt Leistungen wegen Berufsunfähigkeit beantragt, kommt es bei
ununterbrochen Berufsunfähigkeitsleistungen gezahlt wurden. Die ver- der Anwendung der Abs. 1 und 2 darauf an, dass die versicherte Per-
einbarte Leistungsdauer können Sie Ihrem Versicherungsschein ent- son außerstande ist, eine Tätigkeit auszuüben, zu der sie auf Grund ih-
nehmen. rer Ausbildung und Fähigkeiten in der Lage ist und die ihrer bisherigen

Lebensstellung entspricht.
Anspruch auf Beratung und Unterstützung im Leistungsfall Bei Selbstständigen setzt vollständige Berufsunfähigkeit im Sinne
11. Nach Anmeldung eines Leistungsanspruchs haben Sie Anspruch dar- von Satz 1 zusätzlich voraus, dass die versicherte Person auch nach

auf, dass wir Sie bei der Darlegung der Leistungsvoraussetzungen un- einer zumutbaren Umorganisation des Betriebes außerstande ist, ihren
terstützen und beraten sowie Hilfestellung für eine berufliche Reinte- Beruf auszuüben.
gration geben. Wir unterstützen Sie insbesondere



L
-
B
1
4
0
9
/
0
6
.
0
8
/
m

T
a
r
i
f
e
:

S
B
U
,

S
B
U
R
,

S
B
U
L

A
V
B
-
G
o
l
d
e
n

B
U

n
e
u

- 3 -

Eine Umorganisation ist beispielsweise dann zumutbar, wenn der gung bei Tag und Nacht versorgt werden kann.
versicherten Person die Stellung als Betriebsinhaber/in erhalten bleibt,
erheblicher Kapitaleinsatz nicht erforderlich ist und keine erheblichen 8. Vorübergehende akute Erkrankungen führen zu keiner höheren Ein-
Einkommenseinbußen damit verbunden sind. Selbstverständlich erfolgt stufung. Vorübergehende Besserungen bleiben ebenfalls unberück-
keine Prüfung der Umorganisation bei weisungsgebundenen Arbeit- sichtigt. Eine Erkrankung oder Besserung gilt dann nicht als vorüber-
nehmern. gehend, wenn sie nach drei Monaten noch anhält.

4. Berufsunfähigkeit liegt nicht vor, wenn die versicherte Person nach § 3 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlos-
Eintritt des Versicherungsfalles eine andere, ihrer Ausbildung und Fä- sen?
higkeiten und ihrer bisherigen Lebensstellung entsprechende Tätigkeit 1. Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängig davon, wie
ausübt. es zu der Berufsunfähigkeit gekommen ist.

5. Pflegebedürftigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person infolge 2. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, leisten wir jedoch nicht, wenn
Krankheit, Körperverletzung oder Kräfteverfalls so hilflos ist, dass sie bei die Berufsunfähigkeit verursacht ist:
mindestens drei der in Abs. 6 genannten Verrichtungen auch bei Ein- a) unmittelbar oder mittelbar durch Kriegsereignisse oder innere Un-
satz technischer oder medizinischer Hilfsmittel in erheblichem Umfang ruhen, sofern die versicherte Person auf Seiten der Unruhestifter
täglich der Hilfe einer anderen Person bedarf. Ist dies für mindestens teilgenommen hat; unsere Leistungspflicht bleibt jedoch bestehen,
sechs Monate ununterbrochen der Fall, so gilt ab Beginn dieses wenn die versicherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem
sechsmonatigen Zeitraumes die Pflegebedürftigkeit als eingetreten. Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen berufsunfähig wird,

denen sie während eines Aufenthaltes außerhalb der Bundesre-
6. Bewertungsmaßstab für die Einstufung des Pflegefalls ist die Art und publik Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv betei-

der Umfang der erforderlichen täglichen Hilfe durch eine andere Per- ligt war;
son. Bei der Bewertung werden die nachstehenden Verrichtungen zu- b) durch vorsätzliche Ausführung oder den strafbaren Versuch eines
grunde gelegt: Verbrechens oder Vergehens durch die versicherte Person; fahr-

lässige Verstöße (z.B. im Straßenverkehr) sind davon nicht betrof-
Die versicherte Person benötigt Hilfe beim ... fen;

c) durch vorsätzliche Herbeiführung von Krankheit oder mehr als al-
Fortbewegen im Zimmer tersentsprechendem Kräfteverfall, vorsätzliche Selbstverletzung
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch bei Inan- oder versuchte Selbsttötung. Wenn uns jedoch nachgewiesen wird,
spruchnahme einer Gehhilfe oder eines Rollstuhls - die Unterstützung dass diese Handlungen in einem die freie Willensbestimmung
einer anderen Person für die Fortbewegung benötigt. ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit

begangen worden sind, werden wir leisten;
Aufstehen und Zubettgehen d) durch eine widerrechtliche Handlung, mit der Sie als Versiche-
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person nur mit Hilfe einer rungsnehmer vorsätzlich die Berufsunfähigkeit der versicherten
anderen Person das Bett verlassen oder in das Bett gelangen kann. Person herbeigeführt haben;

e) durch Strahlen infolge Kernenergie, die das Leben oder die Ge-
An- und Auskleiden sundheit zahlreicher Menschen derart gefährden oder schädigen,
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch bei Benut- dass es zu deren Abwehr und Bekämpfung des Einsatzes der Ka-
zung krankengerechter Kleidung - sich nicht ohne Hilfe einer anderen tastrophenschutzbehörde der Bundesrepublik Deutschland oder
Person an- oder auskleiden kann. vergleichbarer Einrichtungen anderer Länder bedarf;

f) unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit dem vorsätzli-
Einnehmen von Mahlzeiten und Getränken chen Einsatz von atomaren, biologischen oder chemischen Waffen
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch bei Benut- oder dem vorsätzlichen Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung
zung krankengerechter Essbestecke und Trinkgefäße - nicht ohne Hil- von radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen, sofern der
fe einer anderen Person essen oder trinken kann. Einsatz oder das Freisetzen darauf gerichtet sind, das Leben einer

Vielzahl von Personen zu gefährden und zu einer nicht vorherseh-
Waschen, Kämmen oder Rasieren baren Veränderung des Leistungsbedarfs gegenüber den techni-
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person von einer anderen schen Berechnungsgrundlagen führt, so dass die Erfüllbarkeit der
Person gewaschen, gekämmt oder rasiert werden muss, da sie selbst zugesagten Versicherungsleistungen nicht mehr gewährleistet ist
nicht mehr fähig ist, die dafür erforderlichen Körperbewegungen aus- und dies von einem unabhängigen Treuhänder gutachterlich be-
zuführen. stätigt wird.

Verrichten der Notdurft § 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person die Unterstützung ei- Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen worden
ner anderen Person benötigt, weil sie ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, im Versicherungsschein
- sich nach dem Stuhlgang nicht allein säubern kann. angegebenen Versicherungsbeginn. Allerdings entfällt unsere Leistungs-
- ihre Notdurft nur unter Zuhilfenahme einer Bettschüssel verrichten pflicht bei nicht rechtzeitiger Beitragszahlung (vgl. § 5 Abs. 2 und 3 und
kann oder weil § 6).

- der Darm bzw. die Blase nur mit fremder Hilfe entleert werden kann.
§ 5 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beachten?

Besteht allein eine Inkontinenz des Darms bzw. der Blase, die durch die 1. Sie zahlen Jahresbeiträge, die jeweils zu Beginn eines Versicherungs-
Verwendung von Windeln oder speziellen Einlagen ausgeglichen wer- jahres fällig werden. Nach Vereinbarung können Sie die Jahresbeiträge
den kann, liegt hinsichtlich der Verrichtung der Notdurft keine Pflege- auch in monatlichen, vierteljährlichen oder halbjährlichen Raten zahlen;
bedürftigkeit vor. hierfür werden Ratenzuschläge erhoben. Die Versicherungsperiode

umfasst ein Versicherungsjahr.
7. Unabhängig von der Bewertung aufgrund der Verrichtungen liegt Pfle-

gebedürftigkeit vor, wenn die versicherte Person wegen einer seeli- 2. Der erste Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist unverzüglich nach Abschluss
schen Erkrankung oder geistigen Behinderung sich oder andere ge- des Versicherungsvertrages zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit Ihnen
fährdet und deshalb täglicher Beaufsichtigung bedarf, oder wenn die vereinbarten, im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbe-
versicherte Person dauernd bettlägerig ist und nicht ohne Hilfe einer ginn. Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) werden zu Beginn der ver-
anderen Person aufstehen kann oder wenn die versicherte Person der einbarten Versicherungsperiode fällig.
Bewahrung bedarf.

Bewahrung liegt vor, wenn die versicherte Person wegen einer 3. Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung genügt es, wenn Sie frist-
seelischen Erkrankung oder geistigen Behinderung sich oder andere in gerecht alles getan haben, damit der Beitrag bei uns eingeht. Ist die
hohem Maße gefährdet und deshalb nicht ohne ständige Beaufsichti-
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Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als Rente zur Verfügung stehende Betrag mindert sich um einen als ange-
rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem in Abs. 2 genannten Termin ein- messen angesehenen Abzug gemäß § 8.
gezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung nicht wi- Ausstehende Forderungen (z.B. rückständige Beiträge, Kosten)
dersprechen. Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns werden wir von diesem Betrag absetzen.
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig,
wenn sie unverzüglich nach unserer schriftlichen Zahlungsaufforde- 3. Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung ist mit Nachteilen verbun-
rung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht den. In der Anfangszeit Ihrer Versicherung sind wegen der Verrech-
eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig die Zahlung au- nung von Abschluss- und Vertriebskosten (vgl. § 18) nur ein geringer
ßerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Betrag zur Bildung einer beitragsfreien Berufsunfähigkeitsrente vor-

handen. Auch in den Folgejahren stehen wegen der benötigten Risiko-
4. Die Übermittlung Ihrer Beiträge erfolgt auf Ihre Gefahr und Ihre Kosten. beiträge gemessen an den gezahlten Beiträgen keine oder nur geringe

Mittel für die Bildung einer beitragsfreien Berufsunfähigkeitsrente zur
Stundung Verfügung. Nähere Informationen zur beitragsfreien Berufsunfähig-
5. Sie können verlangen, dass die Beitragszahlung für Ihre Versicherung keitsrente und ihrer Höhe können Sie Ihrem Versicherungsschein ent-

für die Dauer von maximal sechs Monaten unter Aufrechterhaltung des nehmen.
Versicherungsschutzes ausgesetzt wird (Stundung).

Voraussetzung für den Anspruch auf die Stundung ist, dass der 4. Haben Sie die vollständige Befreiung von der Beitragszahlungspflicht
Vertrag mindestens seit einem Jahr besteht bzw. seit der letzten Stun- verlangt und erreicht die nach Abs. 1 zu berechnende beitragsfreie
dung mindestens ein Jahr vergangen ist. Berufsunfähigkeitsrente den Mindestbetrag in Höhe von jährlich

Für eine Stundung der Beiträge ist eine schriftliche Vereinbarung 300 EUR nicht, erhalten Sie den Rückkaufswert (§§ 165, 169 des Ver-
mit uns erforderlich. sicherungsvertragsgesetzes, VVG) der Versicherung - soweit ein sol-

Nach Ablauf des Stundungszeitraums können Sie die gestundeten cher vorhanden ist -, wobei ein als angemessen angesehener Abzug
Beiträge entweder in einem Betrag nachentrichten oder auf die restli- erfolgt. Für die Höhe und die Begründungen dieses Abzuges gelten die
che Beitragszahlungsdauer Ihres Vertrages umlegen lassen. Ausführungen entsprechend § 8.

Eine teilweise Befreiung von der Beitragszahlungspflicht können Sie
nicht verlangen, wenn die verbleibende beitragspflichtige Berufsunfä-

6. Bei Fälligkeit der Versicherungsleistung werden wir etwaige Beitrags- higkeitsrente unter einen Mindestbetrag von 600 EUR oder der zu
rückstände verrechnen. zahlende Beitrag unter einen Mindestbetrag von 10 EUR sinkt.

§ 6 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zah- Kündigung
len? 5. Anstelle einer Beitragsfreistellung nach Abs. 1 können Sie Ihre Versi-

Einlösungsbeitrag cherung unter Beachtung der dort genannten Termine und Fristen je-
1. Wenn Sie den Einlösungsbeitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir - derzeit ganz oder teilweise schriftlich kündigen. Kündigen Sie Ihre Ver-

solange die Zahlung nicht bewirkt ist - vom Versicherungsvertrag zu- sicherung nur teilweise, so ist diese Kündigung unwirksam, wenn die
rücktreten. Dies gilt nicht, wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie die verbleibende beitragspflichtige Rente unter einen Mindestbetrag von
nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben. Bei einem Rücktritt 600 EUR oder der zu zahlende Beitrag unter einen Mindestbetrag von
können wir von Ihnen die Kosten der zur Gesundheitsprüfung durch- 10 EUR sinkt. Wenn Sie in diesem Falle Ihre Versicherung beenden
geführten ärztlichen Untersuchungen verlangen. wollen, müssen Sie also ganz kündigen.

2. Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalles noch nicht 6. Aus der gekündigten Versicherung fällt nur ein Rückkaufswert an, wenn
gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, sofern wir Sie durch eine Beitragsrückgewähr vereinbart wurde. Ansonsten wandelt sich die
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis Versicherung in eine beitragsfreie Versicherung mit herabgesetzter
im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht Rente um, wenn diese mindestens eine Höhe von 300 EUR erreicht. Für
haben. Unsere Leistungspflicht besteht jedoch, wenn uns nachgewie- die Berechnung der beitragsfreien Rente gelten die Regelungen in
sen wird, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. Abs. 2 und 3. Wird die genannte Mindesthöhe nicht erreicht bzw. wur-

de eine Beitragsrückgewähr vereinbart, erhalten Sie den Rückkaufs-
3. An Stelle des Rücktritts können wir, wenn Sie den Einlösungsbeitrag wert nach § 169 VVG - soweit ein solcher vorhanden ist -, wobei ein

schuldhaft nicht rechtzeitig zahlen, die Beiträge des ersten Versiche- als angemessen angesehener Abzug gemäß § 8 erfolgt.
rungsjahres - auch bei Vereinbarung von Ratenzahlungen - sofort Ausstehende Forderungen (z.B. rückständige Beiträge, Kosten)
verlangen. werden wir von diesem Betrag absetzen.

Wird eine beitragsfreie Versicherung oder eine Versicherung mit
Folgebeitrag vereinbarter Beitragsrückgewähr gekündigt bzw. wird bei Kündigung die
4. Wenn ein Folgebeitrag oder ein sonstiger Betrag, den Sie aus dem Mindesthöhe für eine beitragsfreie Versicherung mit herabgesetzter

Versicherungsverhältnis schulden, nicht rechtzeitig gezahlt worden ist Rente nicht erreicht, erlischt die Versicherung.
oder eingezogen werden konnte, erhalten Sie von uns auf Ihre Kosten
eine Mahnung in Textform. Darin setzen wir Ihnen eine Zahlungsfrist von Bagatellgrenze
mindestens zwei Wochen. Begleichen Sie den Rückstand nicht inner- 6. Auf einen Auszahlungsbetrag unter 15 EUR haben Sie keinen An-
halb der gesetzten Frist, entfällt oder vermindert sich Ihr Versiche- spruch.
rungsschutz. Auf die Rechtsfolgen werden wir Sie in der Mahnung
ausdrücklich hinweisen. Beitragsrückzahlung

7. Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlangen.
§ 7 Wann können Sie Ihre Versicherung beitragsfrei stellen oder

kündigen? § 8 Welchen Stornoabzug erheben wir bei Kündigung oder Bei-
Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung tragsfreistellung Ihrer Versicherung (Vertragsstrafen)?
1. Sie können sich ganz oder teilweise von der Beitragszahlungspflicht 1. Bei teilweiser oder ganzer Kündigung bzw. Beitragsfreistellung Ihres

befreien lassen. Vertrages vor dem vereinbarten Ablauf der Versicherung erheben wir
- jederzeit zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres einen Stornoabzug.
- bei Vereinbarung von Ratenzahlungen auch innerhalb des Versi-
cherungsjahres mit Frist von einem Monat zum Schluss eines jeden 2. Stornoabzug bei ganzer Kündigung oder Beitragsfreistellung
Ratenzahlungsabschnitts, frühestens jedoch zum Schluss des ersten a) Ist keine Beitragsrückgewähr vereinbart, beträgt der Abzug 28 %
Versicherungsjahres. des für die Bildung der herabgesetzten Rente zur Verfügung ste-

henden Betrages nach § 7 zuzüglich 8 % der garantierten jährli-
2. In diesem Fall setzen wir die versicherte Berufsunfähigkeitsrente auf chen Berufsunfähigkeitsrente.

eine Rente herab, die nach den anerkannten Regeln der Versiche- b) Ist eine Beitragsrückgewähr vereinbart, beträgt der Abzug 25 %
rungsmathematik für den Schluss des laufenden Ratenzahlungsab- des Rückkaufswertes nach § 7.
schnitts unter Zugrundelegung des Rückkaufswertes nach § 169 Abs. 3 c) Die konkrete Höhe des Abzuges können Sie Ihrem Versiche-
bis 5 errechnet wird. rungsschein entnehmen.

Auf Antrag besteht auch die Möglichkeit, die Rentenhöhe bei Ver-
kürzung der Leistungsdauer beizubehalten, sofern der für die Bildung 3. Stornoabzug bei teilweiser Kündigung oder Beitragsfreistellung
der beitragsfreien Rente zur Verfügung stehende Betrag ausreichend ist Bei teilweiser Kündigung oder Beitragsfreistellung fällt der Abzug ge-
und die geltenden tariflichen Bestimmungen eingehalten werden. mäß Abs. 2 a) anteilig für den gekündigten bzw. beitragsfrei gestellten

Der aus Ihrer Versicherung für die Bildung der herabgesetzten
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Teil entsprechend an. Vertragsanpassung
9. Wenn unser Kündigungs- und Rücktrittsrecht ausgeschlossen ist, weil

4. Mit dem Abzug wird die Veränderung der Risiko- und Ertragslage des wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
verbleibenden Versichertenbestandes ausgeglichen; zudem wird ein aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, so werden die an-
Ausgleich für kollektiv gestelltes Risikokapital vorgenommen. Weitere deren Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil.
Erläuterungen sowie versicherungsmathematische Hinweise zum Ab- Vertragsanpassung erfolgt in Form von Beitragserhöhung und/oder
zug finden Sie im Anhang zu den Versicherungsbedingungen. Sofern Ausschlussklausel. Haben Sie oder die versicherte Person die Anzei-
Sie uns nachweisen, dass die dem Abzug zugrunde liegenden Annah- gepflicht schuldhaft verletzt, erfolgt die Anpassung des Vertrages rück-
men in Ihrem Fall entweder dem Grunde nach nicht zutreffen oder der wirkend. Haben Sie oder die versicherte Person die Anzeigepflichtver-
Abzug wesentlich niedriger zu beziffern ist, entfällt der Abzug bzw. wird - letzung nicht zu vertreten, verzichten wir auf das Recht zur Vertragsan-
im letzteren Falle - entsprechend herabgesetzt. passung.

§ 9 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht? 10. Erhöht sich infolge der Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als
Vorvertragliche Anzeigepflicht 10 % oder schließen wir den Versicherungsschutz für den nicht ange-
1. Wir übernehmen den Versicherungsschutz im Vertrauen darauf, dass zeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats

Sie alle vor Vertragsabschluss in Textform gestellten Fragen, die für nach Zugang unserer schriftlichen Mitteilung fristlos kündigen. Wir
unseren Entschluss, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie- werden Sie auf dieses Kündigungsrecht in dieser Mitteilung hinweisen.
ßen, erheblich sind, wahrheitsgemäß und vollständig beantwortet ha-
ben (vorvertragliche Anzeigepflicht). Das gilt insbesondere auch für Ausübung unserer Rechte
Fragen nach gegenwärtigen und früheren Erkrankungen, gesundheitli- 11. Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur
chen Störungen und Beschwerden sowie nach der beruflichen Tätig- Vertragsanpassung nur berufen, wenn wir Sie durch gesonderte Mittei-
keit, bestehenden, beendeten oder beantragten Versicherungsverträ- lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hinge-
gen und Freizeitverhalten der versicherten Person. Wird der Vertrag von wiesen haben. Wir müssen unsere Rechte innerhalb eines Monats
einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, sind bei einer schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem
vorvertraglichen Anzeigepflichtverletzung und deren Folgen sowohl die wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend ge-
Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die des Versiche- machte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei Ausübung unserer
rungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich Rechte müssen wir die Umstände angeben, auf die wir unsere Erklä-
darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig rung stützen. Zur Begründung unserer Erklärung können wir nachträg-
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem lich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniser-
Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. langung angeben.

2. Soll eine andere Person versichert werden, ist auch diese - neben Ih- 12. Unsere Rechte auf Rücktritt, Kündigung und Vertragsanpassung kön-
nen - für die wahrheitsgemäße und vollständige Beantwortung der nen wir nur innerhalb von fünf Jahren seit Vertragsabschluss ausüben.
Fragen verantwortlich. Ist der Versicherungsfall vor Ablauf dieser Frist eingetreten, können wir

die Rechte auch noch innerhalb von zehn Jahren nach Vertragsab-
Rechtsfolgen einer vorvertraglichen Anzeigepflichtverletzung: schluss geltend machen. Haben Sie oder die versicherte Person die
Rücktritt Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt, beträgt die Frist nach
3. Wenn Umstände, die für die Übernahme des Versicherungsschutzes Satz 1 zehn Jahre.

Bedeutung haben, von Ihnen oder der versicherten Person (vgl. Abs. 2)
nicht oder nicht richtig angegeben worden sind, können wir vom Ver- 13. Die oben genannten Rechte sind ausgeschlossen, wenn wir den nicht
trag zurücktreten. angezeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Dies gilt nicht, wenn uns nachgewiesen wird, dass die vorvertragli-
che Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt wor- Anfechtung
den ist. Bei grob fahrlässiger Verletzung der vorvertraglichen Anzeige- 14. Wir können den Versicherungsvertrag auch anfechten, wenn durch
pflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn uns nachgewiesen wird, unrichtige oder unvollständige Angaben bewusst und gewollt auf un-
dass wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän- sere Annahmeentscheidung Einfluss genommen worden ist. Handelt es
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. sich um Angaben der versicherten Person, können wir Ihnen gegen-

über die Anfechtung erklären, auch wenn Sie von der Verletzung der
4. Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Haben wir den vorvertraglichen Anzeigepflicht keine Kenntnis hatten. Abs. 5 gilt ent-

Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles erklärt, bleibt unsere sprechend. Die Frist für die Anfechtung beträgt ein Jahr und beginnt mit
Leistungspflicht jedoch bestehen, wenn uns nachgewiesen wird, dass dem Zeitpunkt, in welchem wir von dem Anfechtungsgrund Kenntnis
der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand weder für den Eintritt erlangt haben. Die Anfechtung können wir nur innerhalb von 10 Jahren
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung nach Vertragsabschluss ausüben.
oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. Wir sind nicht
zur Leistung verpflichtet, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt Leistungserweiterung/Wiederherstellung der Versicherung
haben. 15. Die Abs. 1 bis 14 gelten bei einer unsere Leistungspflicht erweiternden

Änderung oder bei einer Wiederherstellung der Versicherung entspre-
5. Wenn die Versicherung durch Rücktritt aufgehoben wird, haben Sie chend. Die Fristen nach Abs. 12 beginnen mit der Änderung oder Wie-

weder Anspruch auf einen Rückkaufswert noch auf eine Rückzahlung derherstellung der Versicherung bezüglich des geänderten oder wie-
der Beiträge. derhergestellten Teils neu zu laufen.

Kündigung Erklärungsempfänger
6. Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil die Verletzung der vor- 16. Die Ausübung unserer Rechte erfolgt durch eine schriftliche Erklärung,

vertraglichen Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr- die Ihnen gegenüber abzugeben ist.
lässigkeit beruhte, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat kündigen. 17. Auf den Rücktritt, die Kündigung, die Vertragsanpassung oder An-

fechtung des Versicherungsvertrages können wir uns auch dritten Be-
7. Wir haben kein Kündigungsrecht, wenn uns nachgewiesen wird, dass rechtigten gegenüber berufen.

wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Wir verzichten auf unser Kündigungsrecht, sofern die Anzeige-
pflichtverletzung unverschuldet erfolgt ist.

8. Kündigen wir die Versicherung, wandelt sie sich mit der Kündigung in
eine beitragsfreie Versicherung um (§ 7 Abs. 1 bis 3).
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§ 10 Welche Mitwirkungspflichten (Obliegenheiten) sind zu beach- § 12 Was gilt für die Nachprüfung der Berufsunfähigkeit?
ten, wenn Leistungen wegen Berufsunfähigkeit verlangt wer- 1. Nach Anerkennung oder Feststellung unserer Leistungspflicht sind wir
den? berechtigt, das Fortbestehen der Berufsunfähigkeit oder die Pflegebe-

1. Um das Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen überprüfen zu kön- dürftigkeit und das Fortleben der versicherten Person nachzuprüfen.
nen, sind uns unverzüglich die folgenden Unterlagen einzureichen: Dabei können wir erneut prüfen, ob die versicherte Person eine andere
a) eine Darstellung der Ursache für den Eintritt der Berufsunfähig- Tätigkeit im Sinne von § 2 ausübt, wobei neu erworbene berufliche

keit; Ausbildungen und Fähigkeiten zu berücksichtigen sind.
b) ausführliche Berichte der Ärzte, die die versicherte Person gegen-

wärtig behandeln bzw. behandelt oder untersucht haben, über Ur- 2. Zur Nachprüfung können wir auf unsere Kosten jederzeit Auskünfte und
sache, Beginn, Art, Verlauf und voraussichtliche Dauer des Lei- einmal jährlich umfassende Untersuchungen der versicherten Person
dens sowie über dessen Auswirkungen auf die Berufstätigkeit oder durch von uns zu beauftragende Ärzte verlangen. Die Bestimmungen
Art und Umfang der Pflegebedürftigkeit; des § 10 gelten entsprechend.

c) Unterlagen über den Beruf der versicherten Person, deren Stel-
lung und Tätigkeit im Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit 3. Eine Minderung der Berufsunfähigkeit oder der Pflegebedürftigkeit, ein
sowie über die eingetretenen Veränderungen; Eintritt der Pflegebedürftigkeit oder die Wiederaufnahme einer berufli-

d) Unterlagen über die finanzielle Lebensstellung aus beruflicher Tä- chen Tätigkeit muss uns unverzüglich angezeigt werden. Wird nach
tigkeit der versicherten Person und deren Veränderungen vor und Eintritt des Versicherungsfalles eine andere Tätigkeit konkret aufge-
nach Eintritt der Berufsunfähigkeit (z.B. Einkommenssteuerbe- nommen, die aufgrund der Ausbildung und Fähigkeiten der versicher-
scheide); ten Person ausgeübt werden kann und die ihrer bisherigen Lebens-

e) bei Pflegebedürftigkeit zusätzlich eine Bescheinigung der Person stellung entspricht, entfällt der Anspruch auf Leistungen aus der Be-
oder der Einrichtung, die mit der Pflege betraut ist, über Art und rufsunfähigkeits-Versicherung.
Umfang der Pflege.

Die hierdurch entstehenden Kosten hat der Ansprucherhe- 4. Ist die Berufsunfähigkeit oder die Pflegebedürftigkeit weggefallen oder
bende zu tragen. hat sich der Grad der Berufsunfähigkeit auf weniger als 50 % vermin-

dert, werden wir von der Leistung frei. In diesem Fall legen wir Ihnen die
2. Wir können außerdem - dann allerdings auf unsere Kosten - weitere Veränderung in Textform dar und teilen die Einstellung unserer Leis-

ärztliche Untersuchungen durch von uns beauftragte Ärzte sowie not- tungen dem Anspruchsberechtigten in Textform mit. Die Einstellung
wendige Nachweise - auch über die wirtschaftlichen Verhältnisse und unserer Leistungen wird mit dem Ablauf des dritten Monats nach Zu-
ihre Veränderungen - verlangen, insbesondere zusätzliche Auskünfte gang unserer Erklärung bei Ihnen wirksam. Zu diesem Zeitpunkt muss
und Aufklärungen. Die versicherte Person hat Ärzte, Krankenhäuser, auch die Beitragszahlung wiederaufgenommen werden.
sonstige Krankenanstalten, Pflegeheime, bei denen sie in Behandlung
oder Pflege war oder sein wird, sowie Pflegepersonen, andere Perso- § 13 Was gilt bei Verletzung der Mitwirkungspflichten (§§ 10, 12)
nenversicherer und gesetzliche Krankenkassen sowie Berufsgenos- nach Eintritt der Berufsunfähigkeit?
senschaften und Behörden zu ermächtigen, uns auf Verlangen Aus- Solange eine Mitwirkungspflicht nach § 10 oder § 12 von Ihnen oder der
kunft zu erteilen. versicherten Person vorsätzlich nicht erfüllt wird, sind wir von der Verpflich-

tung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Mitwirkungs-
3. Das Befolgen von ärztlichen Anordnungen, um die Heilung zu fördern pflicht sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere des Ver-

oder die Berufsunfähigkeit zu mindern (insbesondere operative Eingrif- schuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Dies gilt nicht, wenn Sie
fe), ist nicht Voraussetzung für die Anerkennung unserer Leistungs- uns nachweisen, dass Sie die Mitwirkungspflicht nicht grob fahrlässig ver-
pflicht. Somit verzichten wir auf eine sogenannte Arztanordnungsklau- letzt haben. Die Ansprüche aus der Versicherung bleiben jedoch insoweit
sel. bestehen, als die Verletzung ohne Einfluss auf die Feststellung oder den

Hiervon ausgenommen ist der Einsatz von einfachen Hilfsmitteln Umfang unserer Leistungspflicht ist.
des täglichen Lebens (z.B. das Tragen einer Brille, einer Hörhilfe oder Wenn die Mitwirkungspflicht später erfüllt wird, sind wir ab Beginn des
orthopädischer Einlagen) sowie einfache und gefahrlose Heilbehand- Monats, in dem die Mitwirkungspflicht erfüllt wird, nach Maßgabe dieser
lungen, die mit keinen besonderen Schmerzen verbunden sind, wenn Bedingungen zur Leistung verpflichtet. Die vollständige oder teilweise Leis-
dadurch eine wesentliche Verbesserung der gesundheitlichen Beein- tungsfreiheit tritt nur ein, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Text-
trächtigung zu erwarten ist bzw. die Berufsunfähigkeit zuverlässig ver- form auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben.
mieden oder beseitigt wird (z. B. das Verwenden einer Salbe oder re-
gelmäßige Gymnastik in Arbeitspausen). § 14 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift und Ihres Namens?

1. Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unverzüglich mit-
§ 11 Wann geben wir eine Erklärung über unsere Leistungspflicht teilen. Anderenfalls können für Sie Nachteile entstehen, da wir eine an

ab? Sie zu richtende Willenserklärung mit eingeschriebenem Brief an Ihre
1. Anhand der von Ihnen eingereichten sowie der von uns beigezogenen uns zuletzt bekannte Anschrift senden können. In diesem Fall gilt un-

Unterlagen prüfen und beurteilen wir das Vorliegen einer bedingungs- sere Erklärung drei Tage nach Absendung des eingeschriebenen Brie-
gemäßen Berufsunfähigkeit sowie einer vorvertraglichen Anzeige- fes als zugegangen. Dies gilt auch, wenn Sie die Versicherung auf Ih-
pflichtverletzung. Nach dieser Prüfung erklären wir in Textform, ob, in ren Gewerbebetrieb abgeschlossen und Ihre gewerbliche Niederlas-
welchem Umfang und ab welchem Zeitpunkt wir eine Leistung aner- sung verlegt haben.
kennen.

2. Bei Änderung Ihres Namens gilt Abs. 1 entsprechend.
2. Nach Eingang der Unterlagen gem. § 10 werden wir Sie innerhalb von

3 Wochen über unsere Entscheidung zur Leistungspflicht oder erfor- 3. Wenn Sie sich für längere Zeit außerhalb der Bundesrepublik
derliche weitere Prüfungsschritte bzw. noch fehlende Unterlagen infor- Deutschland aufhalten, sollten Sie uns, auch in Ihrem Interesse, eine im
mieren. Inland ansässige Person benennen, die bevollmächtigt ist, unsere Mit-

Werden von uns bei Dritten (Ärzten, Behörden, Versicherungsträ- teilungen für Sie entgegenzunehmen (Zustellungsbevollmächtigter).
gern usw.) Auskünfte oder Unterlagen angefordert, so werden Sie von
uns darüber unter Hinweis auf Ihre Mitwirkungspflichten informiert. § 15 Was gilt, wenn die versicherte Person ihren Wohnsitz in das
Sollten die Unterlagen 6 Wochen nach unserer Anforderung noch aus- Ausland verlegt?
stehen, so werden wir an die Übermittlung erinnern und Sie gleichzeitig Eine Verlegung des Wohnsitzes der versicherten Person (weltweit) hat kei-
über die noch ausstehenden Unterlagen informieren. nen Einfluss auf den Versicherungsschutz.

Einen durch eine Überschreitung dieser Fristen nachgewiesenen
Schaden werden wir ersetzen. § 16 Wer erhält die Versicherungsleistung?

1. Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir an Sie als
3. Im Einzelfall kann ein Anerkenntnis einmal zeitlich - auf maximal 18 unseren Versicherungsnehmer oder an Ihre Erben, falls Sie uns keine

Monate - begrenzt werden. Das Anerkenntnis ist bis zum Ablauf der andere Person benannt haben, die bei Fälligkeit die Ansprüche aus dem
Frist für uns bindend. Für die Zeit danach muss ein weiterer Anspruch Versicherungsvertrag erwerben soll (Bezugsberechtigter). Bis zur je-
erneut geltend gemacht werden. Verweisung und Nachprüfung sind für weiligen Fälligkeit können Sie das Bezugsrecht jederzeit widerrufen.
die Zeit der Befristung ausgeschlossen. Das zeitlich befristete Aner-
kenntnis werden wir entsprechend begründen. 2. Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugsberechtigte so-

fort und unwiderruflich die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag
erwerben soll. Sobald wir Ihre Erklärung erhalten haben, kann dieses
Bezugsrecht nur noch mit Zustimmung des von Ihnen Benannten auf-
gehoben werden.
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3. Die Einräumung und der Widerruf eines Bezugsrechts sind uns ge- § 19 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?
genüber nur und erst dann wirksam, wenn sie schriftlich angezeigt Überschussermittlung
worden sind. Das gleiche gilt für die Abtretung und Verpfändung von Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer gemäß § 153 VVG
Ansprüchen aus dem Versicherungsvertrag, soweit derartige Verfü- an den Überschüssen und nur im Falle des Einschlusses einer Beitrags-
gungen überhaupt rechtlich möglich sind. rückgewähr auch an den Bewertungsreserven (Überschussbeteiligung). Ei-

ne Beteiligung an den Bewertungsreserven nach Beginn der Rentenzah-
4. Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangsberechtigten auf lung erfolgt nicht (§ 153 Abs. 4 VVG).

seine Kosten. Bei Überweisungen in Länder außerhalb des Europäi- Die Überschüsse werden nach den Vorschriften des Handelsgesetz-
schen Wirtschaftsraumes trägt der Empfangsberechtigte auch die da- buches ermittelt und jährlich im Rahmen unseres Jahresabschlusses fest-
mit verbundene Gefahr. gestellt. Die Bewertungsreserven werden dabei gemäß § 153 VVG und den

dazu erlassenen Verordnungen im Anhang des Geschäftsberichtes ausge-
§ 17 Wie werden die Abschluss- und Vertriebskosten verrechnet? wiesen. Der Jahresabschluss wird von einem unabhängigen Wirtschafts-
1. Mit dem Abschluss von Versicherungsverträgen entstehen auf unserer prüfer geprüft und ist unserer Aufsichtsbehörde einzureichen.

Seite Aufwendungen für die Einrichtung des Vertrages und für Provisi-
ons- oder Courtagezahlungen an den Vermittler. Diese sog. Ab- 1. Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbeteiligung der
schluss- und Vertriebskosten (§ 43 Abs. 2 der Verordnung über die Versicherungsnehmer
Rechnungslegung von Versicherungsunternehmen, RechVersV) sind a) Überschüsse entstehen dann, wenn die Aufwendungen für das
bereits pauschal bei der Beitragsbestimmung berücksichtigt. Berufsunfähigkeitsrisiko und die Kosten niedriger sind, als bei der

Tarifkalkulation angenommen. An diesen Überschüssen werden die
2. Für Ihren Versicherungsvertrag ist das Verrechnungsverfahren nach Versicherungsnehmer angemessen beteiligt (§4 Abs. 1 der Ver-

§ 4 der Deckungsrückstellungsverordnung maßgebend. Hierbei wer- ordnung über die Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensver-
den die ersten Beiträge zur Tilgung eines Teils der Abschluss- und sicherung, Mindestzuführungsverordnung). In der derzeitigen Fas-
Vertriebskosten herangezogen, soweit die Beiträge nicht für Leistungen sung dieser Verordnung sind mindestens 75 % des auf über-
im Versicherungsfall, Kosten des Versicherungsbetriebes in der jeweili- schussberechtigte Versicherungsverträge entfallenden Risikoüber-
gen Versicherungsperiode und für die Bildung der Deckungsrückstel- schusses (§ 4 Abs. 4 Mindestzuführungsverordnung) und mindes-
lung aufgrund von § 25 Abs. 2 RechVersV i. V. m. § 169 Abs. 3 VVG tens 50 % des auf überschussberechtigte Versicherungsverträge
bestimmt sind. Dabei steht bei einer Kündigung des Versicherungsver- entfallenden übrigen Ergebnisses (§ 4 Abs. 5 Mindestzuführungs-
trages mindestens der Betrag des Deckungskapitals zur Verfügung, der verordnung) vorgesehen.
sich bei gleichmäßiger Verteilung der angesetzten Abschluss- und Die Beiträge in der Berufsunfähigkeits-Versicherung sind - sofern
Vertriebskosten auf die ersten fünf Jahre ergibt. keine Beitragsrückgewähr eingeschlossen ist - so kalkuliert, dass

Bei Beitragszahlungsdauern unter fünf Jahren werden die Ab- sie in voller Höhe für die Deckung des Berufsunfähigkeitsrisikos und
schluss- und Vertriebskosten auf die entsprechende Beitragszah- der Kosten benötigt werden. Für die Bildung von Kapitalerträgen
lungsdauer verteilt. stehen deshalb bei der Berufsunfähigkeits-Versicherung nur bei

Der auf diese Weise zu tilgende Betrag an Abschluss- und Ver- Einschluss der Beitragsrückgewähr Beträge zur Verfügung.
triebskosten ist nach der Deckungsrückstellungsverordnung auf 4 % Bei Einschluss der Beitragsrückgewähr entstehen weitere Über-
der von Ihnen während der Laufzeit des Vertrages zu zahlenden Bei- schüsse aus den Erträgen der Kapitalanlagen. Von den Nettoer-
träge beschränkt. trägen derjenigen Kapitalanlagen, die für künftige Versicherungs-

leistungen vorgesehen sind (§ 3 Mindestzuführungsverordnung),
3. Zusätzlich bringen wir bei Versicherungen mit laufender Beitragszah- erhalten die Versicherungsnehmer mindestens den in dieser Ver-

lung laufende Vertriebskosten als Vomhundertsatz des Beitrages zum ordnung genannten Prozentsatz. In der derzeitigen Fassung der
Abzug. Verordnung sind grundsätzlich 90 % der anzurechnenden Kapital-

erträge vorgesehen (§ 4 Abs. 3 Mindestzuführungsverordnung). Aus
4. Darüber hinaus fallen keine weiteren Abschluss- und Vertriebskosten diesem Betrag werden zunächst die Beträge finanziert, die für die

an. garantierten Versicherungsleistungen benötigt werden (§ 4 Abs. 3
Mindestzuführungsverordnung). Die verbleibenden Mittel verwen-

§ 18 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in Rechnung? den wir für die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer.
1. Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzli- Die Mindestzuführung kann gemäß § 5 Mindestzuführungsverord-

cher Verwaltungsaufwand verursacht wird, können wir die in solchen nung mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde reduziert werden
Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als pauschalen Abgel- - um den Solvabilitätsbedarf für die überschussberechtigten Ver-
tungsbetrag bzw. konkret entstehenden Kosten gesondert in Rech- sicherungsverträge des Gesamtbestands zu decken oder
nung stellen. Dies gilt bei: - um unvorhersehbare Verluste aus dem Kapitalanlage-, dem Ri-
- Rückläufern im Lastschriftverfahren siko- oder dem übrigen Ergebnis aus den überschussberech-
- Ausstellen einer Ersatzurkunde tigten Versicherungsverträgen des Gesamtbestands, die auf eine
- Ausstellen eines neuen Versicherungsscheins allgemeine Änderung der Verhältnisse zurückzuführen sind,
- Abschriften der Erklärungen, die Sie mit Bezug auf Ihren Vertrag ab- auszugleichen oder
gegeben haben - um den Erhöhungsbedarf in der Deckungsrückstellung, wenn

- Änderung des Versicherungsnehmers Rechnungsgrundlagen auf Grund einer unvorhersehbaren und
- Abtretungen und Verpfändungen nicht nur vorübergehenden Änderung der Verhältnisse ange-
- Teilkündigung passt werden müssen, zu decken.
- Wiederinkraftsetzung Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unterschiedlich zum
- Stundung Überschuss bei. Wir haben deshalb gleichartige Versicherungen in
- Beitragsänderung Bestandsgruppen zusammengefasst und teilweise nach engeren
- Mahnung Gleichartigkeitskriterien innerhalb der Bestandsgruppen Unter-
- Umwandlung zur Erlangung eines Pfändungsschutzes gruppen gebildet; diese werden Gewinnverbände genannt.
- Durchführung von Vertragsänderungen wie z.B. Schließung von Bestandsgruppen bilden wir beispielsweise, um das versicherte
Beitragslücken, Daueränderungen Risiko wie das Todesfall- oder Berufsunfähigkeitsrisiko zu berück-

- Nichtrechtzeitiger Zahlung des Einlösungsbetrages sichtigen.
Ihre Versicherung gehört zum Gewinnverband SBU2008 in der

2. Sofern Sie uns nachweisen, dass die dem pauschalen Abgeltungsbe- Bestandsgruppe BV Berufsunfähigkeits-Versicherungen. Jede
trag zugrunde liegenden Annahmen in Ihrem Fall entweder dem Grun- einzelne Versicherung erhält Anteile an den Überschüssen dieser
de nach nicht zutreffen oder der Höhe nach wesentlich niedriger zu Bestandsgruppe.
beziffern sind, entfällt der Abgeltungsbetrag bzw. wird - im letzteren Die Verteilung des Überschusses für die Versicherungsnehmer auf
Falle - entsprechend herabgesetzt. die einzelnen Gruppen orientiert sich daran, in welchem Umfang sie
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zu seiner Entstehung beigetragen haben. Den Überschuss führen Sofern Sie mit uns bei Vertragsabschluss die Überschussverwen-
wir der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zu, soweit er nicht in dung "Teilweise Beitragsverrechnung" vereinbart haben, wird ein
Form der sog. Direktgutschrift bereits unmittelbar den überschuss- Teil des laufenden Überschussanteils mit den Beiträgen verrech-
berechtigten Versicherungen gutgeschrieben wird. Diese Rück- net, der andere Teil wird dazu verwendet, die garantierte Berufs-
stellung dient dazu, Ergebnisschwankungen im Zeitablauf zu glät- unfähigkeitsrente um einen Bonus zu erhöhen.
ten.
Sie darf grundsätzlich nur für die Überschussbeteiligung der Versi- Durch eine Veränderung der Überschussanteilsätze kann sich die
cherungsnehmer verwendet werden. Nur ausnahmsweise können aus Überschussanteilen gebildete Bonusrente vermindern. In die-
wir die Rückstellung im Interesse der Versicherungsnehmer auch sem Fall werden wir Sie schriftlich informieren. Sie haben dann das
zur Abwendung eines drohenden Notstandes, zum Ausgleich un- Recht, innerhalb von drei Monaten nach unserer Benachrichtigung
vorhersehbarer Verluste oder - sofern die Rechnungsgrundlagen eine Anpassung Ihres Vertrages zu verlangen. Machen Sie hiervon
aufgrund einer unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden Gebrauch, wird die garantierte Berufsunfähigkeitsrente so ange-
Änderung der Verhältnisse angepasst werden müssen - zur Erhö- hoben, dass die Summe aus der angehobenen garantierten Be-
hung der Deckungsrückstellung heranziehen (§ 56 a Versiche- rufsunfähigkeitsrente und der aus dieser mit den veränderten
rungsaufsichtsgesetz). Hierfür benötigen wir die Zustimmung der Überschussanteilsätzen gebildeten Bonusrente gleich der Summe
Aufsichtsbehörde. der ursprünglich garantierten Berufsunfähigkeitsrente und der aus

dieser mit den Überschussanteilsätzen vor der Überschussanpas-
b) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapital- sung gebildeten Bonusrente ist. Für den Erhöhungsteil ist ein Bei-

anlagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen in der Bi- trag zu entrichten, der gemäß der für den ursprünglichen Vertrag
lanz ausgewiesen sind. Die Bewertungsreserven sorgen für Si- verwendeten Rechnungsgrundlagen ermittelt wird. Aufsichtsrecht-
cherheit und dienen dazu, kurzfristige Ausschläge an den Kapital- liche Anforderungen bleiben unberührt. Die übrigen Vertragsdaten
märkten auszugleichen. Ein Teil der Bewertungsreserven fließt den bleiben unverändert.
Versicherungsnehmern gemäß § 153 Abs. 3 VVG unmittelbar zu.
Hierzu wird die Höhe der Bewertungsreserven jährlich neu ermit- Für die Anpassung ist keine Gesundheitsprüfung erforderlich. Ab-
telt. Der so ermittelte Wert wird den Verträgen nach einem verur- weichend von § 5 Besondere Bedingungen für die Nachversiche-
sachungsorientierten Verfahren rechnerisch zugeordnet (§ 153 rungsgarantie in der Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)Versicherung gilt
Abs. 3 VVG). die Anpassung nicht als Neuabschluss einer Versicherung im Sin-

ne der Versicherungsbedingungen; damit beginnen insbesondere
Da bei der Berufsunfähigkeitsversicherung nur dann Beträge für die die Fristen für die Auszahlung eines Rückkaufswertes, für die Um-
Bildung von Kapitalerträgen zur Verfügung stehen, wenn die Bei- wandlung in eine beitragsfreie Versicherung sowie für unsere et-
tragsrückgewähr eingeschlossen ist (vgl. Abs. 1a)), werden auch waige Leistungspflicht bei vorsätzlicher Selbsttötung nicht neu zu
nur in diesem Fall durch den Vertrag Bewertungsreserven verur- laufen. Es entstehen für Sie daher bei der Prüfung unserer Leis-
sacht. tungspflicht keine Nachteile. Machen Sie von der Möglichkeit zur

Anpassung während der Drei-Monatsfrist keinen Gebrauch, so wird
Eine Beteiligung an den Bewertungsreserven erfolgt daher nur bei die Senkung der Bonusrente mit Ablauf dieser Frist wirksam.
Einschluss der Beitragsrückgewähr. In diesem Fall wird bei voll-
ständiger Vertragsbeendigung durch Tod oder Kündigung wäh- Bei Kündigung, Tod, Ablauf der Versicherungsdauer oder Eintritt
rend der Versicherungsdauer sowie bei Eintritt der Berufsunfähig- der Berufsunfähigkeit erbringen wir ggf. noch eine zusätzliche
keit während der Versicherungsdauer oder Erleben des Ablaufs der Leistung in Form eines Schlussüberschussanteils.
Versicherungsdauer, ohne dass Berufsunfähigkeit eingetreten ist,
der den für diesen Zeitpunkt aktuell ermittelte Betrag Ihrer Versi- c) Sofern die Beitragsrückgewähr eingeschlossen ist, wird bei voll-
cherung mindestens zur Hälfte zugeteilt. Nähere Erläuterungen ständiger Vertragsbeendigung durch Tod oder Kündigung wäh-
hierzu können Sie unserem Geschäftsbericht entnehmen. Eine rend der Versicherungsdauer sowie bei Eintritt der Berufsunfähig-
Beteiligung an den Bewertungsreserven nach Beginn der Renten- keit während der Versicherungsdauer oder Erleben des Ablaufs der
zahlung erfolgt nicht (§ 153 Abs. 4 VVG). Versicherungsdauer, ohne dass Berufsunfähigkeit eingetreten ist,

darüber hinaus eine Leistung in Form von Anteilen an den Bewer-
Aufsichtsrechtliche Regelungen zur Kapitalausstattung bleiben tungsreserven erbracht. Diese werden zusammen mit den übrigen
unberührt. Leistungsteilen ausgezahlt bzw. in eine Zusatzrente umgewandelt.

2. Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbeteiligung Ihres d) Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssen
Vertrages ab. Diese sind nicht vorhersehbar und von uns nur begrenzt be-
Ihre Versicherung erhält Anteile an den Überschüssen derjenigen einflussbar. Wichtigster Einflussfaktor ist dabei die Entwicklung des
Gruppe, die in Abs. 1a) genannt ist. Die Mittel für die Überschussantei- versicherten Risikos und der Kosten. Aber auch die Zinsentwick-
le werden bei der Direktgutschrift zu Lasten des Ergebnisses des Ge- lung des Kapitalmarktes ist insbesondere bei laufenden Berufsun-
schäftsjahres finanziert, ansonsten der Rückstellung für Beitragsrück- fähigkeitsrenten von Bedeutung. Die Höhe der Bewertungsreser-
erstattung entnommen. Die Höhe der Anteilsätze für die Überschuss- ven ändert sich ebenfalls im Zeitablauf.
beteiligung und die Beteiligung an den Bewertungsreserven wird jedes
Jahr vom Vorstand unseres Unternehmens auf Vorschlag des Verant- Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann sich daher
wortlichen Aktuars unter Beachtung der maßgebenden aufsichtsrecht- ändern und somit nicht garantiert werden. Verbindliche Angaben
lichen Bestimmungen festgelegt. Wir veröffentlichen die Höhe der An- über die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung sind nicht
teilsätze in unserem Geschäftsbericht, den Sie bei uns anfordern kön- möglich.
nen. In einzelnen Versicherungsjahren, insbesondere etwa im ersten
Versicherungsjahr, kann eine Zuteilung von Überschüssen entfallen, Informationen zum Stand Ihrer Überschussbeteiligung erhalten Sie
sofern dies sachlich gerechtfertigt ist. von uns jährlich, erstmals nach dem Ende des ersten Versiche-

rungsjahres zugesandt. Es erfolgt keine automatische Information,
3. Informationen über die Verwendung der Überschüsse und die wenn der Stand der Überschussbeteiligung unverändert bleibt.

Höhe der Überschussbeteiligung
a) Es werden laufende Überschussanteile und ein Schlussüber- § 20 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?

schussanteil gewährt. Der laufende Überschussanteil wird jeweils zu Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland An-
Beginn jedes Versicherungsmonats zugewiesen. Bei viertel-, halb- wendung.
oder jährlicher Beitragszahlung werden zu Beginn jedes Zah-
lungsabschnitts alle auf den Zahlungsabschnitt entfallenden mo- § 21 Wo ist der Gerichtsstand?
natlichen Überschussanteile zugewiesen. Wird die Versicherung 1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die
vor Ablauf des Zahlungsabschnitts beendet, so werden die bis zum gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz. Sind Sie eine natürliche
Ende des Zahlungsabschnitts zu viel zugewiesenen Überschuss- Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie zur
anteile wieder in Abzug gebracht. Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines

solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.
b) Die laufenden Überschussanteile werden, sofern Sie mit uns bei

Vertragsabschluss nichts anderes vereinbart haben, mit den Bei- 2. Sind Sie eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versiche-
trägen verrechnet. rungsvertrag gegen Sie bei dem Gericht erhoben werden, das für Ihren

Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort Ihres gewöhnli-
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chen Aufenthalts zuständig ist. Sind Sie eine juristische Person, be- Anhang der AVB zur Kündigung und Beitragsfreistellung Ihrer Versi-
stimmt sich das zuständige Gericht nach Ihrem Sitz oder Ihrer Nieder- cherung
lassung. Die Kündigung oder die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung ist mit

Nachteilen verbunden.
Im Falle einer Kündigung wandelt sich die Versicherung in eine beitragsfreie

3. Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einen Versicherung mit herabgesetzter Berufsunfähigkeitsrente um. Hierfür stehen
Staat außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, Islands, Norwegens, nicht unbedingt Mittel in Höhe der eingezahlten Beiträge zur Bildung einer
Liechtensteins oder der Schweiz oder ist Ihr Wohnsitz oder gewöhnli- beitragsfreien Berufsunfähigkeitsrente zur Verfügung, da aus diesen auch
cher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, sind die Abschluss- und Vertriebskosten sowie Kosten für die Verwaltung des Ver-
Gerichte des Staates zuständig, in dem wir unseren Sitz haben. trages finanziert werden als auch ggf. Teile dazu verwendet werden das

versicherungstechnische Risiko zu decken, und der in den AVB erwähnte
§ 22 Welche der vorstehenden Bestimmungen können geändert Abzug erfolgt.

werden? Bei seiner Kalkulation werden folgende Umstände berücksichtigt:
Bedingungsanpassung
1. Wir sind nach § 164 VVG berechtigt, auch mit Wirkung für bestehende Veränderungen der Risikolage

Verträge, eine Bestimmung in allgemeinen Versicherungsbedingungen, Die Kalkulation von Versicherungsprodukten basiert darauf, dass die Risi-
die durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch bestandskräfti- kogemeinschaft sich gleichmäßig aus Versicherungsnehmern mit einem
gen Verwaltungsakt zum Beispiel der Bundesanstalt für Finanzdienst- hohen und einem geringeren Risiko zusammensetzt. Da Personen mit ei-
leistungsaufsicht (BaFin) oder der Kartellbehörden für unwirksam er- nem geringen Risiko die Risikogemeinschaft eher verlassen als Personen
klärt worden ist, durch eine neue Regelung zu ersetzen, wenn dies zur mit einem hohen Risiko, wird mit Hilfe eines Abzuges ein Ausgleich ge-
Fortführung des Vertrags notwendig ist oder wenn das Festhalten an schaffen, dass der Risikogemeinschaft durch die vorzeitige Einstellung der
dem Vertrag ohne neue Regelung für eine Vertragspartei auch unter Beitragszahlung kein Nachteil entsteht.
Berücksichtigung der Interessen der anderen Vertragspartei eine un-
zumutbare Härte darstellen würde. Die neue Regelung ist nur wirksam, Veränderungen der Ertragslage
wenn sie unter Wahrung des Vertragsziels Ihre Belange angemessen Durch die Verrechnung eines Teils der Überschüsse mit den Beiträgen, er-
berücksichtigt. gibt sich eine Vorleistung auf zukünftige Überschüsse, die durch den Versi-

chertenbestand zur Verfügung gestellt wird. Hierfür wird bei Kündigung oder
2. Die neue Regelung nach Abs. 1 wird zwei Wochen, nachdem Ihnen die Beitragsfreistellung ein Ausgleich mithilfe des Abzuges hergestellt.

neue Regelung und die hierfür maßgeblichen Gründe mitgeteilt worden
sind, Vertragsbestandteil. Ausgleich für kollektiv gestelltes Risikokapital

Wir bieten Ihnen im Rahmen des vereinbarten Versicherungsschutzes Ga-
Beitrags- und Leistungsänderung rantien und Optionen. Dies ist möglich, weil ein Teil des dafür erforderlichen
3. Wir sind nach § 163 VVG berechtigt, den vereinbarten Beitrag neu Risikokapitals (Solvenzmittel) durch den Versichertenbestand zur Verfügung

festzusetzen, wenn gestellt wird. Bei Neuabschluss eines Vertrages partizipiert dieser an bereits
- sich der Leistungsbedarf nicht nur vorübergehend und nicht vor- vorhandenen Solvenzmitteln. Während der Laufzeit muss der Vertrag daher
aussehbar gegenüber den Rechnungsgrundlagen des vereinbarten Solvenzmittel zur Verfügung stellen. Bei Einstellung der Beitragszahlung
Beitrags geändert hat, werden nicht genügend Solvenzmittel aufgebaut. Dies muss im Rahmen des

- der nach den berichtigten Rechnungsgrundlagen neu festgesetzte Abzugs ausgeglichen werden. Der interne Aufbau von Risikokapital ist re-
Beitrag angemessen und erforderlich ist, um die dauernde Erfüllbar- gelmäßig für alle Versicherungsnehmer die günstigste Finanzierungsmög-
keit der Versicherungsleistung zu gewährleisten, und lichkeit von Optionen und Garantien, da eine Finanzierung über externes

- ein unabhängiger Treuhänder die Rechnungsgrundlagen und die Kapital wesentlich teurer wäre.
Voraussetzungen der vorhergehenden Punkte überprüft und bestä- Sofern Sie uns nachweisen, dass die dem Abzug zugrunde liegenden An-
tigt hat. nahmen in Ihrem Fall entweder dem Grunde nach nicht zutreffen oder der

Eine Neufestsetzung des Beitrags ist insoweit ausgeschlossen, als die Abzug wesentlich niedriger zu beziffern ist, entfällt der Abzug bzw. wird - im
Versicherungsleistungen zum Zeitpunkt der Erst- oder Neukalkulation letzteren Falle - entsprechend herabgesetzt.
unzureichend kalkuliert waren und ein ordentlicher und gewissenhafter
Aktuar dies insbesondere anhand der zu diesem Zeitpunkt verfügbaren
statistischen Kalkulationsgrundlagen hätte erkennen müssen.

Die Mitwirkung des Treuhänders entfällt, wenn die Neufestsetzung
oder die Herabsetzung der Versicherungsleistung der Genehmigung der
Aufsichtsbehörde bedarf.

4. Sie können verlangen, dass anstelle einer Erhöhung des Beitrags die
Versicherungsleistung entsprechend herabgesetzt wird. Bei einer bei-
tragsfreien Versicherung sind wir unter den Voraussetzungen des
Abs. 3 berechtigt, die Versicherungsleistung herabzusetzen.

5. Die Neufestsetzung des Beitrags und die Herabsetzung der Versiche-
rungsleistung werden zu Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf
die Mitteilung der Neufestsetzung oder der Herabsetzung und der hier-
für maßgeblichen Gründe an Sie folgt.

§ 23 Wann verjähren die Ansprüche aus Ihrer Versicherung?
1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren innerhalb der

gesetzlichen Verjährungsfrist des § 195 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches (BGB). Damit verjähren diese grundsätzlich in drei Jahren. Der
Beginn der Verjährungsfrist bestimmt sich nach § 199 BGB.

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns angemeldet
worden, ist die Verjährung gemäß § 15 VVG von der Anmeldung bis zu
dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung über un-
sere Leistungspflicht in Textform zugeht.
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Besondere Bedingungen für die Nachversicherungsgarantie in der Zusammen mit allen anderen für dieselbe versicherte Person bei der
Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)-Versicherung Lebensversicherung von 1871 a. G. München oder anderen Lebensversi-

cherungen bestehenden oder beantragten Berufsunfähigkeitsrenten darf die
§ 1 Was versteht man unter Nachversicherungsgarantie für die jährliche Gesamt-Berufsunfähigkeitsrente 60 % des jährlichen Bruttoar-

Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)Versicherung? beitseinkommens nicht übersteigen.
Sie haben das Recht, die bei Vertragsabschluss vereinbarte jährliche Be-
rufsunfähigkeitsrente ohne erneute Gesundheitsprüfung zu erhöhen. Diese § 5 Welche Vereinbarungen gelten für die Nachversicherung?
zusätzliche Erhöhung bezeichnen wir als Nachversicherung. Es gilt der bei Abschluss der Nachversicherung gültige Tarif einschließlich

der Versicherungsbedingungen. Soweit für den bestehenden Berufsunfä-
§ 2 Wann können Sie eine Nachversicherung beantragen? higkeits-(Zusatz)-Versicherungsvertrag zusätzliche Vereinbarungen ge-
Sie können das Recht auf Nachversicherung innerhalb von 3 Monaten nach troffen wurden, gelten diese auch für die Nachversicherung. Jede einzelne
- Heirat der versicherten Person Nachversicherung gilt als Abschluss einer Versicherung im Sinne der Versi-
- Geburt eines Kindes der versicherten Person cherungsbedingungen. Daher beginnen insbesondere die Fristen für die
- Genehmigung zum Bau eines selbstgenutzten Hauses oder Erwerb von Auszahlung eines Rückkaufswertes, für die Umwandlung in eine beitrags-
selbstgenutztem Wohneigentum jeweils mit einem Darlehen von mindes- freie Versicherung sowie für unsere etwaige Leistungspflicht bei vorsätzli-
tens 100.000 EUR durch die versicherte Person cher Selbsttötung neu zu laufen.

- Gehaltserhöhung (= regelmäßiges Bruttoeinkommen) um mindestens Es steht uns frei, bei Antrag auf Nachversicherung entsprechende
10 % bei Arbeitgeberwechsel oder Beförderung der versicherten Person Nachweise über die betreffenden Ereignisse, das Bruttoarbeitseinkommen

- Abschluss eines Studiums oder anerkannten Ausbildungsberufes und und den Gesamtversicherungsschutz in der Berufsunfähigkeitsversicherung
Beginn der entsprechenden Tätigkeit der versicherten Person einzufordern und zu überprüfen.

- Wegfall des Berufsunfähigkeitsschutzes der versicherten Person aus der Im Falle einer Anpassung des Vertrages aufgrund Verminderung der aus
gesetzlichen Rentenversicherung für Handwerker bei Erfüllung der Min- Überschussanteilen gebildeten Bonusrente gelten die Regelungen des Pa-
destpflichtversicherungszeit ragraphen "Wie erfolgt die Überschussbeteiligung? Abs. Informationen über

- Wegfall oder Reduzierung der Ansprüche der versicherten Person bei die Verwendung der Überschüsse und die Höhe der Überschussbeteili-
Berufsunfähigkeit aus der betrieblichen Altersversorgung gung" unter Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Berufsunfähig-

wahrnehmen. keits-Versicherung bzw. Besondere Bedingungen für die Berufsunfähig-
keits-Zusatzversicherung.

§ 3 Wie wird die Nachversicherung abgeschlossen?
Die Nachversicherung wird mit der ausstehenden Versicherungs-, § 6 Wann ist eine Nachversicherung ohne erneute Gesundheits-
Leistungs- und Beitragszahlungsdauer abgeschlossen. Die Nachversiche- prüfung ausgeschlossen?
rung umfasst die gleiche Art der Versicherungsleistung wie der bestehende Das Recht auf Nachversicherung ohne Gesundheitsprüfung erlischt, wenn
Versicherungsvertrag. Maßgebend ist der bei Abschluss der Nachversiche- die versicherte Person rechnungsmäßig älter als 45 Jahre ist*) oder die
rung gültige Tarif einschließlich der Versicherungsbedingungen. versicherte Person berufsunfähig bzw. pflegebedürftig ist.

§ 4 Wie hoch darf die nachzuversichernde jährliche Berufsunfä-
higkeitsrente sein?

Die nachzuversichernde jährliche Berufsunfähigkeitsrente muss mindestens
600 EUR betragen. Sie kann höchstens bis zur Höhe der Hälfte der bisher
versicherten Berufsunfähigkeitsrente abgeschlossen werden und darf zu-
sammen mit allen anderen für dieselbe versicherte Person bei der Lebens- _________________________________________________________
versicherung von 1871 a. G. München bestehenden oder beantragten Be- *) Das rechnungsmäßige Alter der versicherten Person ist die Differenz
rufsunfähigkeitsrenten eine jährliche Gesamt-Berufsunfähigkeitsrente von zwischen dem Kalenderjahr des Versicherungsbeginns und dem Ge-
24.000 EUR nicht übersteigen. burtsjahr.
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Besondere Bedingungen für die Lebensversicherung mit planmäßiger

Erhöhung der Beiträge und Leistungen (Zuwachsversicherung) ohne

erneute Gesundheitsprüfung

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 2. Sind Zusatzversicherungen eingeschlossen, werden ihre Versiche-

als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner; rungsleistungen im gleichen Verhältnis wie die der Hauptversicherung

für unser Versicherungsverhältnis gelten die nachfolgenden erhöht.

Bedingungen.

3. Im Falle der Hauptversicherung nach Tarif G2 (Kapitalversicherung auf

§ 1 Nach welchem Maßstab erfolgt die planmäßige Erhöhung der den Todes- und Erlebensfall mit Teilauszahlungen und gleichbleiben-

Beiträge oder die planmäßige Erhöhung der Versicherungslei- der Todesfall-Leistung) oder G3 (Kapitalversicherung auf den Todes-

stungen? und Erlebensfall mit Teilauszahlungen und fallender Todesfall-Leis-

1. Je nach Vereinbarung erhöhen sich bei Ihrer Versicherung einschließ- tung) erfolgen die Erhöhungen der Hauptversicherung nach Tarif G0

lich etwaiger Zusatzversicherungen (Kapitalversicherung auf den Todes- und Erlebensfall), also ohne Be-

rücksichtigung von Teilauszahlungen.

die Beiträge entweder

§ 4 Welche sonstigen Bestimmungen gelten für die Erhöhung der

a) jeweils im selben Verhältnis wie der an Ihrem Wohnort geltende Versicherungsleistungen?

Höchstbeitrag in der gesetzlichen Rentenversicherung der Ange- 1. Alle im Rahmen des Versicherungsvertrages getroffenen Vereinbarun-

stellten, mindestens jedoch um 5 % des Anfangsbeitrages oder gen, auch die Bezugsrechtsverfügung, erstrecken sich ebenfalls auf die

Erhöhung der Versicherungsleistungen. Entsprechende Anwendung

b) laufend um den vereinbarten Prozentsatz der absoluten Steige- findet auch der Paragraph "Wie werden die Abschluss- und Vertriebs-

rung des an Ihrem Wohnort geltenden Höchstbeitrages in der ge- kosten erhoben und ausgeglichen?" der Allgemeinen Versicherungs-

setzlichen Rentenversicherung der Angestellten oder bedingungen.

c) laufend um den vereinbarten Prozentsatz des Vorjahresbeitrages 2. Die Erhöhung der Versicherungsleistungen aus dem Versicherungs-

oder vertrag setzt die Fristen in den Paragraphen "Was bedeutet die vorver-

tragliche Anzeigepflicht?", Abs. 1, und "Was gilt bei Selbsttötung der

d) laufend um den vereinbarten Prozentsatz des Anfangsbeitrages versicherten Person?" der Allgemeinen Versicherungsbedingungen

nicht erneut in Lauf.

oder die Versicherungsleistungen (Versicherungssumme oder Rente)

entweder § 5 Wann werden Erhöhungen ausgesetzt?

1. Die Erhöhung entfällt rückwirkend, wenn Sie ihr bis zum Ende des

e) laufend um den vereinbarten Prozentsatz der Vorjahresleistung ersten Monats nach dem Erhöhungstermin widersprechen oder den

oder ersten erhöhten Beitrag nicht innerhalb von zwei Monaten nach dem

Erhöhungstermin zahlen.

f) laufend um den vereinbarten Prozentsatz der Anfangsleistung.

2. Unterbliebene Erhöhungen können Sie mit unserer Zustimmung

2. Die planmäßigen Beitrags- oder Leistungserhöhungen bewirken eine nachholen.

Erhöhung des Versicherungsschutzes ohne erneute Gesundheitsprü-

fung. 3. Sollten Sie mehr als zweimal hintereinander von der Erhöhungsmög-

lichkeit keinen Gebrauch machen, erlischt Ihr Recht auf weitere Erhö-

3. Die Erhöhungen erfolgen bis zum Ablauf der Beitragszahlungsdauer, hungen; es kann jedoch mit unserer Zustimmung neu begründet wer-

jedoch nicht länger, als bis die versicherte Person - bei Versicherung den.

mehrerer Personen die älteste versicherte Person - das rechnungs-

mäßige Alter*) von 67 Jahren erreicht hat. 4. Ist in Ihrer Versicherung ein Berufsunfähigkeitsrisiko oder ein Pflege-

renten-Risiko (mit) eingeschlossen, erfolgen keine Erhöhungen, solan-

§ 2 Zu welchem Zeitpunkt erhöhen sich Beiträge und Versiche- ge wegen Berufsunfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit Ihre Beitragszah-

rungsleistungen? lungspflicht ganz oder teilweise entfällt.

1. Die Erhöhungen des Beitrags und der Versicherungsleistungen erfol- Ist die Fortführung der planmäßigen Erhöhungen im Falle der Be-

gen jeweils zu dem Jahrestag des Versicherungsbeginns, falls der Zu- rufsunfähigkeit (Dynamik im BU-Leistungsfall) ausdrücklich vereinbart,

wachsplan gemäß § 1 Abs. 1b) gewählt wurde, zu dem Jahrestag des werden in diesem Fall die Hauptversicherung und alle Zusatzversiche-

Versicherungsbeginns, der auf eine Erhöhung des Höchstbeitrages in rungen, jedoch mit Ausnahme der Berufsunfähigkeits-Zusatzversiche-

der gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten folgt oder mit ihr rung und der Pflegerenten-Zusatzversicherung, gemäß dem gewählten

zusammenfällt. Im Falle der Hauptversicherung nach Tarif G6(Kapital- Zuwachsplan erhöht.

versicherung auf den Todes- und Erlebensfall mit geringeren Beiträgen Sie können bei Vertragsabschluss oder im Leistungsfall beantra-

in den ersten Jahren) erfolgen die Erhöhungen frühestens nach Ablauf gen, dass bei Berufsunfähigkeit die Hauptversicherung und alle Zu-

der Beitragsdauer für die in den ersten Jahren geringeren Beiträge. satzversicherungen mit Ausnahme der Berufsunfähigkeits-Zusatzver-

sicherung und der Pflegerenten-Zusatzversicherung weiter erhöht

2. Sie erhalten rechtzeitig vor dem Erhöhungstermin eine Mitteilung über werden. Für die Erhöhungsleistungen muss der volle Erhöhungsbeitrag

die Erhöhung. Der Versicherungsschutz aus der jeweiligen Erhöhung gezahlt werden, wenn die Dynamik im BU-Leistungsfall bei Vertrags-

beginnt am Erhöhungstermin. abschluss nicht ausdrücklich vereinbart wurde.

§ 3 Wonach errechnen sich die erhöhten Versicherungsleistun- Ist in Ihrer Versicherung ein Dread-Disease-Risiko mit eingeschlossen,

gen? erlischt Ihr Recht auf weitere Erhöhungen, nachdem Leistungen für

1. Die Erhöhung der Versicherungsleistungen errechnet sich nach dem am dieses Risiko erbracht wurden.

Erhöhungstermin erreichten rechnungsmäßigen Alter*) der versicher-

ten Person(en), der restlichen Beitragszahlungsdauer, einem eventuell ____________________________________________________________

vereinbarten Beitragszuschlag und den jeweils gültigen Rechnungs- *) Das rechnungsmäßige Alter der versicherten Person ist die Differenz

grundlagen für Erhöhungen. Die Versicherungsleistungen erhöhen sich zwischen dem aktuellen Kalenderjahr zum Zeitpunkt der Erhöhung und

nicht im gleichen Verhältnis wie die Beiträge. dem Geburtsjahr.

ohlemeyerc
Stempel
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